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Liebe KundInnen und AktionärInnen von E.ON,

Ihr Konzern hat im vergangenen Jahr 400.000 Kunden verloren. Das ist der Dank für 
maßlose Preiserhöhungen, offensichtliche Preisabsprachen und Manipulationen sowie 
E.ONs aggressive Atompolitik. Zehn Jahre nach der Liberalisierung des Strommarktes 
werden die Verbraucher mündig, Vertrauen und Lethargie schwinden und die Menschen 
wechseln in Scharen.  

Immerhin hat E.ON mit seiner Billigmarke „E wie einfach“ klug vorausgedacht und ein 
Auffangbecken für diejenigen geschaffen, die aus reinen Kostengründen wechseln. Mit 
seiner aggressiven Werbekampagne und Kampfpreisen fischt E.ON nicht nur eigene Kun-
den ab, denen die Strompreise zu hoch werden, sondern auch noch die der Konkurrenz.
Bei weitem nicht alle Wechsler gehen jedoch zu „E wie einfach“. Denn neben denen, 
deren Wechsel ausschließlich ökonomisch motiviert ist, suchen viele Menschen eine 
echte Alternative zur Atom-Kohle-Lobby-Monopol-Politik von E.ON. Sie entscheiden 
sich bewusst für einen unabhängigen Ökostrom-Anbieter, um ihr Geld nicht mehr E.ON 
und Co. in den Rachen zu werfen. Sie setzen mit dem Stromwechsel ein Zeichen gegen 
falsche Konzernpolitik. Sie geben ihr Geld lieber einem Anbieter, der in Erneuerbare 
Energien und effiziente, dezentrale Kraftwerke investiert, entsprechend dem Motto des 
E.ON-Chefs: „aus jedem eingesetzten Euro so viel an Klimaschutz herausholen, wie 
möglich ist.“ 

Für Herrn Bernotat jedoch bedeutet dies: Kernenergie. Deshalb setzt sich E.ON massiv 
für den Ausbau der Atomkraft in Europa ein. Dabei sind die großen, zentralen, reaktions-
trägen Atomkraftwerke mit ihrer großen Abwärme und einem Wirkungsgrad von etwa 33 
Prozent das genaue Gegenteil von Energieeffizienz. Und damit das Gegenteil von sinn-
voll für Klimaschutz eingesetztem Geld. Auf Dauer setzt E.ON damit kommende Generati-
onen einem nicht kalkulierbaren Risiko und Bergen von strahlendem Atommüll aus.

Wir haben in dem vorliegenden kritischen Jahresbericht eine umfassende Konzernbilanz 
zu den Bereichen Atom-, Kohle-, Gas-, Preis- und Lobbypolitik gezogen. Unsere Schluss-
folgerung ist, dass Ihr Konzern in der heutigen Zeit falsche Prioritäten setzt und eine 
umwelt- und kundenunfreundliche Politik betreibt. Wenn er dabei bleibt, werden ihm 
immer mehr Kunden den Rücken kehren, denn sie haben verstanden, dass niemand sie 
zwingt, beim alten Anbieter zu bleiben. Und dass sie etwas Besseres als E.ON allemal 
finden.

Gute Lektüre wünscht

Heffa Schücking
Geschäftsführerin urgewald
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Deutschlands größter Energiekonzern produziert über 80 Prozent seines 

Stroms in Atom- und Kohlekraftwerken. E.ON wirbt in der Öffentlichkeit 

gerne mit Erneuerbaren Energien: Sie machen nur 11 Prozent in seinem 

Strommix aus. 

E.ON im Überblick 
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Wem gehört E.ON?
Die E.ON AG gibt auf Nachfrage keine Aus-
kunft über ihre Anteilseigner. Im Geschäfts-
bericht 2007 ist lediglich zu erfahren, dass 
19 Prozent der sich im Umlauf befindlichen 
Aktien im Inland und 56 Prozent im Ausland 
gehalten werden.  

Im Oktober 2007 hat der staatliche norwe-
gische Energiekonzern Statkraft über zwei 
Prozent an E.ON übernommen. Im Gegenzug 
erhielt E.ON dessen schwedische Tochter 
E.ON Sverige zu 100 Prozent. Ansonsten hal-
ten Versicherungen, Banken, Gesellschaften 
und Vermögensverwaltungen um die 70 
Prozent an der E.ON AG. Große Anteilseigner 
sind neben der Allianz z. B. die US-ameri-
kanischen Investmentgesellschaften Fidelity, 
Capital Research sowie Templeton. 

Im Juni 2007 begann E.ON mit einem Akti-
enrückkaufprogramm. Bis Ende 2008 sollen 
Aktien im Wert von rund sieben Milliarden 
Euro gekauft und später eingezogen, also 
vernichtet, werden. Der Effekt: Der Gewinn 
je Aktie und die Dividendenrendite steigen. 
Damit reagiert der Konzern auf Forderungen 
von Anteilseignern, die wegen der Finanz-
kraft E.ONs höhere Ausschüttungen gefordert 
hatten.

Nach einem Aktienrückkauf sinkt auch der 
Streubesitz, also der Anteil jener Aktien, die 
am Markt frei gehandelt werden und nicht im 
Besitz von Anlegern sind, die sich dauerhaft 
an E.ON beteiligen wollen. Das erschwert 
eine feindliche Übernahme durch Großinve-
storen. E.ON kann sich so gegen mögliche 
Übernahmen besser wehren und sich mehr 

Spielraum für Verschuldung geben, um selber 
auf Einkaufstour im großen Stil zu gehen. 

Was macht E.ON?
Die E.ON AG steht als Management-Holding 
an der Spitze des Konzerns mit fünf Mark-
teinheiten: E.ON Energie für Zentraleuropa, 
E.ON Ruhrgas für das gesamteuropäische 
Gasgeschäft, E.ON UK für Großbritannien, 
E.ON Nordic für Skandinavien und E.ON US 
LLC für die USA.

87,34 %
Streubesitz

4,68 % 
Eigene Anteile

3,48 % 
UBS AG

2,5 % 
Allianz AG

2 %
Freistaat Bayern
    

(Stand: Oktober 2007)

E.ON-Anteilseigner
1

Corporate Center
E.ON AG, Düsseldorf

Central Europe
E.ON Energie AG
München

Pan-European Gas
E.ON Ruhrgas AG,
Essen

UK
E.ON UP pic,
Coventry

Nordic
E.ON Nordic AB,
Malmö

US-Midwest
E.ON U.S. LLC,
Louisville
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Seine Farbe ist rot, sein Name energy.on, sein Ziel die Expansion. Ein Kon-
zern der Superlative: Die E.ON AG mit Hauptsitz in Düsseldorf ist einer der 
größten Energiekonzerne der Welt und Branchenprimus in Deutschland. Der 
Strom- und Gasversorger ist in fast 30 Ländern aktiv, mit führenden Positi-
onen in Großbritannien, Schweden und Osteuropa. Seinen Strom liefert der 
Konzern hauptsächlich aus Atomkraft- und Kohlekraftwerken. Er ist führend 
darin, mehreren Generationen verstrahltes Erbe zu hinterlassen: Als Atom-
müll-Produzent ist E.ON Nr. 1 in Deutschland und Nr. 2 in Europa.

E.ON im Überblick



E.ON versorgt rund 18 Millionen Menschen 
mit Strom und Gas, davon rund sechs 
Millionen in den osteuropäischen Ländern. 
In Deutschland deckt E.ON ein Drittel des 
gesamten Strombedarfs ab, in manchen Regi-
onen hat der Konzern einen Marktanteil von 
bis zu 90 Prozent. 
 

Atom.on und KohlE.ON
Der von E.ON erzeugte 
Strom kommt zu fast 50 
Prozent aus Atomkraft-
werken. E.ON Kernkraft 
ist die größte private 
Atomenergie-Gesell-
schaft in Europa. In 
Deutschland ist E.ON 
(Mit-)Betreiber von elf 
Atomreaktoren. Auch die 
Störreaktoren Krüm-
mel (50 Prozent E.ON) 
und Brunsbüttel (33,3 
Prozent E.ON) gehören 
zum Kraftwerkspark des 
Konzerns.

Kohle ist und bleibt ein 
schmutziges Stecken-
pferd von E.ON. Der 
Energiekonzern produ-
ziert 37 Prozent seines 
Stroms aus Kohle. Dafür 
betreibt er in Deutsch-
land 20 Steinkohleblö-
cke an 14 Standorten 
und drei Braunkohle-
kraftwerke (zwei davon 

Beteiligungen) sowie in Großbritannien und 
den Niederlanden insgesamt 5 Steinkohle-
blöcke. Trotz heftiger Proteste von Bürgern, 
Umweltschützern und Politikern will E.ON 
drei neue Steinkohleblöcke in Deutschland 
und vier neue Blöcke in Belgien, Großbritan-
nien und den Niederlanden bauen.
 
Zur E.ON Energie gehören Hunderte von 
Tochter- und Beteiligungsgesellschaften, die 
bis zur Fusion von VEBA und VIAG in der 
PreußenElektra und im Bayernwerk geführt 
wurden. E.ON hat 193 Minderheitsbeteili-
gungen an regionalen Stromversorgern und 
Stadtwerken, was seit Jahren zu Konflikten 
mit den Wettbewerbshütern führt. Perspek-
tivisch will E.ON deshalb seine Tochter 
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Deutschland
Niederlande
Italien
Ungarn
Tschechien
Slowakei
Rumänien
Bulgarien

Deutschland
Ungarn
Rumänien
Finnland
Lettland
Litauen
Slowakei
Russland
Großbritanien
Norwegen
Italien
Schweiz

Großbritanien

Schweden
Finnland

USA

Thüga mit ihren 120 Stadtwerksbeteiligungen 
verkaufen.

E.ON sieht sich immer mehr als europäischer 
denn als deutscher Konzern. In Osteuropa ist 
E.ON schon lange aktiv – immer dann, wenn 
die Strom- bzw. Gaswirtschaft aus Staatsbe-
sitz in private Hand wechselt. Sein Marktan-
teil liegt z.B. in Tschechien und Bulgarien bei 
25 Prozent, in der Slowakei bei 40 Prozent 
und in Ungarn ist E.ON mit 45 Prozent sogar 
Marktführer. Die Zeichen stehen eindeutig 
auf Expansion: Der Konzern hat erst kürzlich 
umfangreich in Skandinavien, Russland und 
der Türkei zugekauft. Nach dem Scheitern 
der „Fusion der Superlative“, der Übernah-
me des spanischen Stromversorgers Endesa 
2007, hat E.ON ein Milliarden-Geschäft zum 
Ausbau seiner Stellung im europäischen 
Strommarkt besiegelt und für 11,8 Milliarden 
Euro Kraftwerke und andere Beteiligungen 
in Spanien, Italien und Frankreich erworben. 
Damit ist E.ON in Frankreich zum drittgrößten 
und in Italien und Spanien zum viertgrößten 
Energieversorger aufgestiegen.

Wie viel verdient E.ON?
Jubel an der Börse, steigende Ausschüt-
tungen, höhere Gewinne von Jahr zu Jahr und  
Wachstumsankündigungen für die Zukunft. 
2007 erzielte E.ON einen Überschuss von 
7,2 Milliarden Euro, knapp 30 Prozent mehr 
als im Jahr zuvor. Bei einem Umsatz von 
68,7 Milliarden Euro stieg der bereinigte 
Gewinn um zehn Prozent auf 9,2 Milliarden 
Euro. Vor allem im europäischen Strom- 
und Gasgeschäft konnte das Unternehmen 
Profit machen. Parallel zum steigenden 
Konzernumsatz haben die Kunden jährlich 
Strom- und Gaspreiserhöhungen akzeptieren 
müssen. Ungerechtfertigt und eventuell sogar 
gesetzeswidrig wie sich nun herausstellt. 
Die EU-Kommission, Monopolkommission, 
Bundesnetzagentur und das Bundeskartell-
amt versuchen seit Jahren, Energieriesen 
wie E.ON zu kontrollieren. 2008 scheint die 
Beweislage den Konzern endlich zu zwingen, 
seine Raffgier-Strategie etwas abzuschwä-
chen.

2
 

  
Wie entstand E.ON?
E.ON ist im Jahr 2000 aus der Fusion der 
deutschen Versorgungsunternehmen Veba 
und Viag hervorgegangen. Beide besaßen 
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höchst ertragreiche Stromtöchter: Veba die 
PreußenElektra und Viag das Bayernwerk. 
Der frühere Konzernchef Ulrich Hartmann und 
sein Nachfolger Wulf Bernotat formten aus 
den Unternehmen einen reinen Strom- und 
Gasanbieter. Allein der Verkauf namhafter 
Töchter wie Aral oder Degussa und zahl-
reicher Beteiligungen wie E-Plus spülte mehr 
als 50 Milliarden Euro in die Kassen. E.ON 
legte seine eingenommenen Milliarden in 
Großakquisitionen an, um seinem Ziel, der 
weltweit führende Energiekonzern zu werden, 
ein paar Schritte näher zu kommen.

Doch erst die Fusion des größten deutschen 
Stromkonzerns mit dem größten deutschen 
Gaskonzern Ruhrgas machte E.ON 2003 zum 
wirklichen Megaplayer. Es war der spekta-
kulärste und strukturpolitisch umstrittenste 
Fall in der deutschen Wirtschaftsgeschichte.

3
  

Heute vereint E.ON die gesamte Wertschöp-
fungskette im Strom- und Gasgeschäft in 
einer Hand: von der Erzeugung über den 
Transport, den Handel und die Verteilung bis 
hin zum Vertrieb an die Kunden.   

Wer lenkt E.ON?
E.ON-Vorstandsvorsitzender Wulf Bernotat 
überlässt das Tagesgeschäft seit März 2008 
seinem neuen Vize Johannes Teyssen. Der 
Chef will nach eigenen Angaben mehr Zeit 
und Luft für die Energiepolitik haben. Erst 
kürzlich hat er mit seiner vorauseilenden 
Bekanntmachung, Netze und Kraftwerkskapa-
zitäten gegen ein kostspieliges EU-Verfahren 
einzutauschen, die Bundesregierung verär-
gert. Sie hat auf Drängen von E.ON und Co. 
in Brüssel gegen die Trennung von Netzen 
und Produktion gekämpft und steht nun 
düpiert da.

Mit seinen öffentlichen Äußerungen, Strom 
sei zu billig in Deutschland, hat sich der 
Manager, der 5,33 Millionen Euro im Jahr 
2007 verdiente,  auch beim Rest der Gesell-
schaft unbeliebt gemacht. Tageszeitungen 
kommentierten das „Ärgernis Bernotat“ und 
fragten, ob er seine Kunden wohl „kräftig 
verschaukeln“ (SZ) wolle. In Wahrheit sind 
die deutschen Tarife hoch im europäischen 
Vergleich. Das schlechteste Image unter deut-
schen Führungskräften hat Bernotat laut ak-
tuellem Unternehmens-Ranking des manager 
magazins: Denn er bescherte E.ON im Januar 

2008 den stärksten Ansehensschwund neben 
Siemens, EADS und der Deutschen Telekom. 

Seit 2003 im Amt führt der 59-jährige Mana-
ger die Geschicke von E.ON bis mindestens 
2010. Bernotat, der sein Privathaus mit So-
larzellen ausgestattet hat, hält als Geschäfts-
mann Kohlekraftwerke für „unverzichtbar“ 
und will Atomkraftwerke im Ausland bauen. 
Wenn alle E.ON-Kunden ihr Energieverhalten 
dem Privatmann Bernotat nachmachten, wäre 
E.ON nicht mehr der europäische Energierie-
se von heute. Denn für E.ON sind dezentrale 
Anlagen uninteressant und Erneuerbare Ener-
gien noch immer überwiegend Öko-Kosmetik. 

Wie grün ist E.ON? 
Auch E.ON spürt, dass die Menschen den 
großen Versorgern mit ihren Kohle- und 
Atomkraftwerken und überzogenen Preisen 
in Scharen davonlaufen. Für alle Wechsel-
willigen hat der Konzern deshalb ein Auf-
fangbecken geschaffen: „E wie Einfach“, die 
hauseigene Billigstrommarke. Neuerdings 
bietet sie sogar einen so genannten Klima-
tarif an. Mit Ökostrom hat sie allerdings 
nichts das Geringste zu tun. Genau so wenig 
wie der grüne Deckmantel, den E.ON zurzeit 
in der Öffentlichkeit trägt. 

Das Investitionsprogramm bis 2010 hat 
E.ON auf rund 50 Milliarden Euro aufge-
stockt. 38 Milliarden davon sollen in die 
Stromerzeugung und –versorgung fließen, 
hauptsächlich mit konventionellen Energie-
trägern. Nur sechs Milliarden Euro will der 
Atom- und Kohlekonzern in Erneuerbare 
Energien stecken. Zwei Milliarden davon sind 
schon ausgegeben worden, bleiben noch vier 
– größtenteils für Wind-Großprojekte in den 
USA und große Biogasanlagen in Europa.

E.ON bezeichnet nun Erneuerbare Energien 
als einen „Schwerpunkt“ im Programm, für 
jeden Außenstehenden ist deutlich, dass hier 
der Schwachpunkt der Konzernpolitik liegt. 
Viel zu spät hat der Stromgigant angefangen, 
in regenerative Alternativen zu investieren. 
Bis vor kurzem hat er diese in Deutschland 
sogar mehr gebremst als gefördert.

E.ON hat eine lange Tradition in der Torpe-
dierung von Energieeffizienz und erneuer-
baren Energien: Seit der Liberalisierung des 

Überblick
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Energiemarkts 1998 versuchte der Konzern, 
hocheffizienten gasbefeuerten Heizkraft-
werken im Besitz von Kleinanbietern und 
Privatinvestoren mit Preisdumping den Hahn 
abzudrehen.

4
 Windmüller haben jahrelange 

Erfahrung damit, von E.ON nicht ans Strom-
netz gelassen zu werden.

5
 E.ON führte auch 

mehrere Prozesse gegen das erfolgreiche 
Ökostromgesetz, verlor aber alle. Dort, wo 
unliebsame Konkurrenten sich auch mit 
marktwirtschaftlichem Erfolg für sauberen 
Strom einsetzen können, bremst er diese 
einfach aus.

Jetzt haben sich Erneuerbare Energien zum 
Wachstumsmarkt entwickelt, an dem sich 
auch E.ON sein Kuchenstück sichern will. Die 
2008 gestartete neue Tochter E.ON Climate 
& Renewables plant hauptsächlich Offshore- 
und Onshore-Projekte in Spanien, Portugal 
und den USA. E.ON will „weltweit führendes 
Unternehmen auf diesem Gebiet“ werden. 
Tatsächlich hat E.ON einige große Investiti-
onen in Windenergie im Ausland getätigt und 
will bis 2030 den Anteil der Erneuerbaren auf 
24 Prozent erhöhen. Das klingt gut, aber ist 
es wirklich ein Fortschritt? Die Bundesregie-
rung geht davon aus, dass Deutschland bis 
2020 schon bei 40 Prozent Erneuerbare sein 
kann. Dagegen wirken E.ONs konservative 
Zahlen wirklichkeitsfremd. 

Während E.ON sich im Osten und in Großbri-
tannien einen massiven Einstieg in Atom-
energie erhofft und große Investitionen in 
Kohlekraftwerke plant, wirbt der Konzern 
in Deutschland mit innovativer Wasserkraft, 
Offshore-Windenergie und Biomasse. Dabei 
fallen Werbespots von E.ON zurzeit grü-
ner aus als die Realität erlaubt: Mit einem 
modernen Gezeitenkraftwerk vor der Küste 
Englands – mit Strom aus dem Meer – sollen 
5000 Haushalte ab 2010 versorgt werden. 
Zu dieser Werbung von E.ON titelte die ZEIT 
„Lügen, bis das Image stimmt.“

6 
Denn bisher 

existiere nur das Modell auf dem Papier, 
der Praxistest stehe noch aus, eine Bauge-
nehmigung fehle. Wissenschaftler sprechen 
von einer „unseriösen Kampagne“. Kritiker 
behaupten, der Stromriese habe mehr Geld 
in die Werbekampagne als in die Entwicklung 
seines Unterwasserkraftwerkes gesteckt.

Wer gerade keinen Wissenschaftler zur Hand 
hat, dürfte nach solchen Ankündigungen 
glauben, dass E.ON sich mit hochinnovativen 
Verfahren für den Klimaschutz einsetzt. So 
leicht kann davon abgelenkt werden, dass 
der gleiche Konzern in veraltete Atomkraft-
werke in Osteuropa wie z.B. in Belene inve-
stieren will oder mit neuen Kohlekraftwerken 
weitere Treibhausgase in die Atmosphäre 
pustet.  

E.ON versucht, der negativen Berichterstat-
tung in den Medien über seine Energiepreis-
politik ein positiveres Bild entgegenzustellen 
und die kritische deutsche Öffentlichkeit 
zurück zu gewinnen. „Der Schwerpunkt der 
Kampagne liegt jedoch darin, dem Verbrau-
cher vorzugaukeln, dass es sich bei E.ON, 
das nur 10,8 Prozent seines angebotenen 
Stroms aus erneuerbaren Energien gewinnt 
und (Mit-)Betreiber von 11 der 17 deutschen 
AKWs ist, um ein umweltbewusstes und ver-
antwortungsvolles Unternehmen handelt“, so 
die Greenwash-Studie von Lobby Control.

7
 

Dafür gründet der Konzern auch Institute für 
Energieforschung, Informationszentren für 
das Klima und Initiativen wie „Energie für 
Kinder“. Schon die ganz Kleinen lernen bei 
der Deutschen Umwelt-Aktion (DUA), gespon-
sort u.a von E.ON, wie ein Kraftwerk funk-
tioniert. „Unsinnige, radikale Forderungen 
wie etwa von Greenpeace“ sind nicht Sache 
der DUA, die in etwa 11.000 Klassen pro Jahr 
über Energiefragen „aufklärt“.

8
 Für den En-

ergiekonzern ein idealer Erstkontakt mit den 
Kunden von morgen.

1   Quelle: Sondergutachten der Monopolkommission gemäß § 62 Abs. 1 des EWG – Strom und Gas  
  2007: Wettbewerbsdefizite und zögerliche Regulierung. Bundestags-Drucksache 16/7087
2  Siehe Kapitel Strom 
3  Siehe Kapitel Lobby 
4  „Gegen den Strom“, Greenpeace International, April 2005
5   Beispiele unter www.wind-energie.de
6   „Lügen, bis das Image stimmt“, DIE ZEIT, 05/2008.
7   „Greenwash in Zeiten des Klimawandels“, Lobby Control, November 2007
8  „Renaissance des Rußes“, Der Spiegel, 6/2008

E.ON bezeichnet 
nun Erneuerbare 
Energien als einen 
„Schwerpunkt“ im 
Programm, für jeden 
Außenstehenden ist 
deutlich, dass hier 
der Schwachpunkt 
der Konzernpolitik 
liegt. Viel zu spät hat 
der Stromgigant an-
gefangen, in regene-
rative Alternativen zu 
investieren. Bis vor 
kurzem hat er diese 
in Deutschland sogar 
mehr gebremst als 
gefördert.
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Die Geschäfte von E.ON 2007/2008

E.ON versorgt rund 18 Millionen Menschen mit Strom und Gas, davon rund

sechs Millionen in den osteuropäischen Ländern. In Deutschland deckt E.ON 

ein Drittel des gesamten Strombedarfs ab, in manchen Regionen hat der 

Konzern einen Marktanteil von bis zu 90 Prozent.

Strom
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Die Liste der Vorwürfe gegen E.ON ist 
besonders lang: Machtmissbrauch, Preis- 
und Gebietsabsprachen, Marktabschottung, 
Börsenmanipulation, taktische Kraftwerksab-
schaltungen, ungerechtfertigte Gewinnmaxi-
mierung, fehlende Investitionen in Netze und 
und und. Deutschlands größter Energieriese 
hat alle Wettbewerbshüter gegen sich: Bun-
deskartellamt, Monopolkommission, EU-
Kommission. Aus jahrelangen Vermutungen 
wurden handfeste Beweise und die Schlinge 
der Kontrollämter zieht sich zu. E.ON muss 
handeln und bietet plötzlich an, Netze und 
Tochterfirmen zu verkaufen, um harten Stra-
fen zu entgehen und wieder Luft für neue 
Geschäfte zu bekommen. Beim Strompreis 
bleibt allerdings alles beim Alten: er steigt 
und steigt.

A wie Abzocke
Die großen Stromkonzerne erzielen Jahr für 
Jahr neue Rekorderlöse, während immer 
mehr Menschen ihre Strom- oder Gasrech-
nungen nicht mehr zahlen können. 800.000 
Menschen wurde 2007 in Deutschland der 
Strom abgestellt oder der Gashahn zuge-
dreht. Tendenz steigend. Ein Durchschnitts-
haushalt zahlt mittlerweile fast 900 Euro 
im Jahr nur für Strom. Laut Statistischem 
Bundesamt sind die Erlöse für Stromverkäufe 
seit 2000 um 40 Prozent gestiegen.

1
 

Kurz nach dem legendären Bild-Interview mit 
Wulf Bernotat hat Marktführer E.ON zum 1. 
Januar 2008 wieder die Strompreise um bis 
zu 10 Prozent erhöht. Davon sind sieben Mil-

lionen Privatkunden von E.ON betroffen. Für 
Bernotat steht der Preistreiber fest: Schuld 
sollen Ökosteuer und der Ausbau der Erneu-
erbaren Energien sein. Für Bundesumwelt-
minister Sigmar Gabriel ist die Begründung 
„reiner Unsinn“, für Verbraucherschützer eine 
„Kriegserklärung an die Verbraucher“. Auch 
Bundeskartellamt und Monopolkommission 
sehen ihre Kritik weiter bestätigt: Es gebe 
generell „keinen funktionsfähigen Wettbe-
werb“.

2
 

 
Der Anteil der Abgaben für Erneuerbare 
Energien macht weniger als vier Prozent 
des Strompreises aus. „Der Preissprung bei 
E.ON ist 15mal so hoch wie der Anstieg der 
EEG-Kosten. Hier wird offenbar versucht, die 
Verbraucher abzuzocken und dafür die Erneu-
erbaren Energien als Sündenbock heranzuzie-
hen“, sagt Milan Nitzschke, Geschäftsführer 
des Bundesverbands Erneuerbare Energie 
(BEE). Ein Musterhaushalt zahle 2008 ma-
ximal 30 Cent mehr im Monat für das EEG 
als 2007. Die Preiserhöhung von E.on macht 
Mehrkosten von bis zu 5 Euro pro Monat aus.

Tatsächlich führt das große Angebot von 
inzwischen rund 16 Prozent mehr Strom aus 
Erneuerbaren Energien sogar zu niedrigeren 
Strompreisen. Das Bundesumweltministeri-
um beziffert die Preis dämpfenden Effekte 
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes mit fünf 
Milliarden Euro. Versorger wie E.ON geben 
diese Einsparungen einfach nicht an die 
Verbraucher weiter. Da hilft nur eins: den 
Stromanbieter wechseln! Nur nicht zu „E   
wie Einfach“.

Die „großen Vier“ – E.ON, RWE, EnBW und Vattenfall – besitzen rund 85 Pro-
zent der Kraftwerkskapazitäten und 95 Prozent der Stromnetze in Deutsch-
land. Ihre Oligopolstellung nutzen sie mit allen Mitteln, um ihre Marktmacht 
zu stärken und den Strompreis weiter nach oben zu treiben. Angesichts 
dieser Übermacht zeigen sich die politischen Kontrollinstanzen schwach und 
schlecht gewappnet. Trotzdem kommen langsam immer mehr Details aus der 
geheimen Trickkiste der Energiekonzerne an die Öffentlichkeit.

„Strom in Deutschland ist eigentlich zu billig.“
E.ON-Chef Wulf Bernotat, September 2007

Strom



K wie Kundenfang
„E wie Einfach“ ist ein Unternehmen von 
E.ON und seine Gewinne fließen direkt in die 
E.ON-Kassen. Seit Anfang 2007 macht der 
Konzern in großem Stil Werbung für diese 
Billigstrommarke. Aber wie passt Bernotats 
Aussage, der Strom sei zu billig, mit dem 
selbst eröffneten Discount-Anbieter zusam-
men, der mit „MeinCentTarif“ verspricht, 
immer einen Cent unter dem örtlichen Tarif 
des Grundversorgers zu bleiben? 

„E wie Einfach“ hat seit Februar 2007 fast 
700.000 Kunden gewonnen, die Regional-
gesellschaften von E.ON dagegen 400.000 
verloren. Das ist ein deutliches Plus von 
300.000 Neukunden für E.ON, während RWE 
und Vattenfall an Kundenschwund leiden. 
Nur E.ON zieht aus dem Imageproblem der 
großen Vier einen Vorteil. Mit „E wie Ein-
fach“ bricht E.ON bewusst in den Markt der 
Stadtwerke ein. E.ON gibt zu, dass die mit 
massivem Werbeetat geförderte Tochter zwar 
weiter rote Zahlen schreibt, doch die Markt-
macht des Konzerns wächst. Und unliebsame 
Konkurrenten werden weiter geschwächt, 
indem ihr Tarif unterboten wird.   

E wie Etikettenschwindel
Seit 2008 bietet „E wie Einfach“ mit dem 
neuen „MeinKlimaTarif“ auch eine angeblich 
„klimaneutrale“ Strom- und Gasversorgung 
an. Den Aufschlag auf den Strompreis ver-
spricht E.ON u.a. in Kompensationsprojekte 
in Entwicklungsländern zu investieren. Darun-
ter sind z. B. ein Windpark und ein Biomas-
sekraftwerk in Indien, ein Wasserkraftprojekt 
in Brasilien und eine Aufforstung in Costa 
Rica. „Das können Verbraucher auch direkt 
umsetzen, indem sie sich für eine ethische 
Geldanlage entscheiden und damit gleichzei-
tig eine persönliche Rendite erwirtschaften“, 
sagt Trudel Meier-Staude von projekt21plus. 
„Mit dem Klimatarif schenken sie E.ON zwei 
Cent. Mit dem Geld kann sich E.ON vorder-
gründig eine grüne Weste waschen, hat eine 
gute Werbemöglichkeit und eine rendite-
starke Finanzanlage. An der Geschäftspolitik 
des Konzerns wird das jedoch nichts än-
dern.“
Der Strommix von „E wie Einfach“ bleibt 
nämlich der gleiche. Er setzt sich mit oder 
ohne Klimatarif zu 81 Prozent aus Kohle- und 
Atomenergie zusammen. Für Verbraucher-
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schützer und Umweltverbände ist das Modell 
„übelste Verbrauchertäuschung“, „Etiketten-
schwindel“ und eine „miese Mogelpackung“. 
Den Kunden wird suggeriert, sie kaufen ein 
ökologisches Produkt. Tatsächlich werden 
jedoch nur die CO2-Emissionen pro Kilo-
wattstunde kompensiert, der Strom bleibt 
genauso schmutzig wie zuvor. 
 
M wie Manipulation
EU-Kommissarin Neelie Kroes hat es ge-
schafft: E.ON trennt sich von seinen Strom-
netzen, um das laufende Kartellverfahren 
zu stoppen. Bernotat sagte nach wochen-
langen Verhandlungen im Frühjahr 2008 
nicht nur zu, das Hochspannungsnetz von 
10.000 Kilometern zu verkaufen, sondern 
auch Kraftwerkskapazitäten im Volumen von 
4.800 Megawatt in Deutschland abzugeben. 
Das entspricht in etwa der Leistung von vier 
Atomkraftwerken. Im Gegenzug ist E.ON eine 
milliardenschwere Geldbuße und Folgeklagen 
von Industrie und Verbraucherverbänden los.

Was zwang den Riesenkonzern, klein bei-
zugeben? Das Beweismaterial, das die 
EU-Kommission 2006 bei unangekündigten 
Razzien in den Zentralen von E.ON (und 
RWE) sammelte, wiegt schwer. Einen Über-
blick über die Asservaten gibt ein vertrau-
liches Dokument des Bundeskartellamts, das 
urgewald vollständig vorliegt.

3
 Es besagt: 

E.ON habe die Großhandelspreise an der 
Strombörse EEX manipuliert und nachweis-
lich Kraftwerksleistungen zurückgehalten, um 
die Preise weiter nach oben zu treiben.

Mit dem Eigenhandelsbuch „SPP“ (vermut-
lich Special Purpose Portfolio) konnte E.ON 
hohe Zielpreise an der Börse „durchstoßen“. 
Der intensive Einsatz eines eigenen Han-
delsbuchs – für E.ON ein Buch zum Minus-
machen, um mit erhöhten Preisen auf dem 
gesamten Markt deutlich Plus zu machen – 
hat zur „Initiierung von Marktpreissprüngen 
und zur Absicherung von Marktpreisein-
brüchen beigetragen“. An der EEX werden 
nur rund 20 Prozent der Großhandelspreise 
gehandelt, aber dieser Preis bestimmt den 
Markt der übrigen 80 Prozent. So kann an 
einem überschaubaren Markt relativ leicht 
manipuliert werden. 

E.ON hat die Groß-
handelspreise an 
der Strombörse EEX 
manipuliert und 
nachweislich Kraft-
werksleistungen zu-
rückgehalten, um die 
Preise weiter nach 
oben zu treiben.
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An einem Beispiel zeigen die Unterlagen des 
Bundeskartellamts, wie E.ON durch einen ge-
zielten Kraftwerksstillstand zwar 25 Millionen 
Euro minus machte, aber 40  Millionen Euro 
plus durch gestiegene Marktpreise in Folge 
der Verknappung verbuchen konnte. „Der 
so entstandene Saldo von plus 15 Millionen 
Euro verdeutlicht damit, dass Kraftwerksstill-
legung und damit verbundener Preissteige-
rung durchaus eine für den Konzern vorteil-
hafte Alternativstrategie (…) sein kann.“

4

Die Beweismittel zeigen auch, dass E.ON und 
RWE sich regelmäßig auf vertraulicher Ebene 
über ihre Unternehmensstrategien und kon-
kreten Kraftwerksprojekte im In- und Ausland 
austauschten und so ihre Duopol-Stellung 
festigten. Die ausgetauschten Informati-
onen stellen im normalen Umgang zwischen 
Wettbewerbern „Geschäftsgeheimnisse“ dar, 
Binnenwettbewerb liege somit nicht vor, 
urteilt das Bundeskartellamt.

Die vier großen Energiekonzerne tauschten 
auch Verhaltensparameter aus, in wie weit 
sie Kostensenkungen durch Kartellamtsver-
fügungen bei Netznutzungsentgelten weiter-
geben – oder eben nicht weitergeben.  Auch 
Absprachen über konkretes Verhalten in  
Bezug auf die Strombörse und  Preiseffekte 
von CO2-Zertifikaten sind dokumentiert. Die 
Dokumente beweisen endlich, dass E.ON 
Dritte daran hindert, Zugriff auf Stromerzeu-
gungskapazitäten zu bekommen, um ihre 
Machtposition nicht zu verlieren. 
„Eigentlich schade, dass sich die EU-Kom-
mission auf den Kuhhandel Netz gegen 
Verfahrenseinstellung eingelassen hat. Wer 
so krass gegen Kartellrecht verstößt, müsste 
hart bestraft werden“, sagt Heffa Schücking 
von urgewald.

U wie unersättlich
Die Energiekonzerne scheinen überall zu-
sammen zu arbeiten, nur nicht dort, wo sie 
sollen. Das Energiewirtschaftsgesetz schreibt 
den Netzbetreibern vor, bei der Regelener-
gie zu kooperieren, um den Aufwand für 
diese Ausgleichsenergie möglichst niedrig 

zu halten.
5 
Doch gerade an diesem Punkt, 

der Kosten senken würde, sprechen sich die 
kommunikativen Manager nicht ab. Für einen 
Zufall hält dies die Bundesnetzagentur nicht 
und hat ein Missbrauchsverfahren einge-
leitet.

6
 800 Millionen Euro soll der Schaden 

für die Verbraucher in den Jahren 2006 und 
2007 betragen haben. 800 Millionen Euro, 
die hätten eingespart werden können und 
die zuviel gezahlt worden sind.

 K wie Kuhhandel?
Manche Kritiker sprechen von einem ‚Kuh-
handel’, auf den sich die EU-Kommission mit 
E.ON eingelassen hat. Wer so offensichtlich 
gegen EU-Wettbewerbsrecht verstoße, müsse 
auch bestraft werden, so ihr Tenor. Worauf 
verzichtet der Konzern wirklich, wenn er sein 
Übertragungsnetz und ein Fünftel seines 
Kraftwerksparks in Deutschland abstößt? 

Das Netz der Düsseldorfer ist besonders 
groß. Wie ein breites Band zieht es sich von 
der dänischen Grenze quer durch Deutsch-
land bis hinein in den tiefen Südosten. 
E.ON hat über Jahre hinweg beträchtliche 
Netzgebühren abkassiert  – 30 Prozent des 
Strompreises und mehr – ohne genügend 
in die Netze zu investieren. Nach Angaben 
des Bundes der Energieverbraucher nehmen 
die Konzerne 17 bis 20 Milliarden Euro über 
Netzentgelte ein. In das Stromnetz investie-
ren sie aber nur zwei bis drei Milliarden. Das 
Netz ist überaltert und weist mittlerweile 
einen „enormen Investitionsbedarf“ auf, so 
eine Studie des Allianz Zentrums für Technik.

7
 

Langfristig sei „mit zunehmend gleichzeitigen 
Ausfällen und schlimmstenfalls mit einer 
nicht mehr beherrschbaren Eskalation zu 
rechnen.“ 

Es gibt viele Spekulationen, wer sich nun um 
die von E.ON vernachlässigten und herunter-
gewirtschafteten Netze kümmern wird. Ver-
braucherschützer, Linkspartei und die Grünen 
fordern den Einstieg des Staates. Stromnetze 
in Konzernhand behinderten den Ausbau 
erneuerbarer Energien, ein Verkauf an Fi-
nanzinvestoren verstärke die vorhandenen 
Probleme. E.ON selbst hat die Gründung 
einer Netz-AG vorgeschlagen, verhandelt aber 
den Medien zufolge auch mit ausländischen 
Unternehmen. Der Konzern wird den Netzen 
keine große Träne nachweinen, denn die Zeit 

„E.ON dokumentiert auf diese Weise die Preispolitik 
eines Marktbeherrschers, der keine Rücksicht auf 
seine Kunden nehmen muss.“
Bundeskartellamt 2006

Strom
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der Riesengewinne ist vorbei. Stromnetze 
werfen zwar heute noch Rendite ab, aber die 
Bundesnetzagentur schmälert diese zuse-
hends. Wer sein Kapital anderswo investiert, 
könnte mittlerweile sogar höhere Gewinne 
erwirtschaften. So denkt E.ON.

Auch die ‚Strafe’, Anteile des Kraftwerkparks 
in Höhe von 4.800 Megawatt in Deutschland 
zu reduzieren, passt überraschend gut in die 
europäische Expansions-Strategie des Kon-
zerns. Derzeit hat E.ON weniger als die Hälf-
te seiner weltweiten Erzeugungskapazitäten 
von rund 50.000 Megawatt in Deutschland. 
„Dieser Anteil wird sinken, weil wir stärker 
im Ausland investieren werden“, so Berno-
tat im März 2008 im Interview mit der Welt.  
Zudem gehöre es zu einer „vernünftigen 
Risikostreuung“, sich von den wirtschaft-
lichen und politischen Rahmenbedingungen 
eines Landes weniger abhängig zu machen. 
„Wir können, auch aus politischen Gründen, 
in Deutschland nicht mehr wachsen. Und 
angesichts massiver politischer Forderungen 
aus allen Bereichen und Parteien schien es 
uns sinnvoll, Marktpositionen und damit 
Angriffsfläche zu reduzieren.“

Für den Wettbewerbssünder E.ON ist der EU-
Deal somit eine rundum gelungene Lösung. 
Statt milliardenschwere Strafgelder zu zahlen, 
kann der Konzern Ballast abwerfen, um sich 
zu neuen Ufern aufzumachen.
   

1   Durchschnittserlös ohne Mehrwertsteuer und Stromsteuerrückerstattungen, aber mit Netznut- 
  zungsentgelten, Stromsteuer, Konzessionsabgabe und Abgaben für EEG und KWK: 15,36 c/Kwh  
  (2006)
2  Mehr dazu: „Strom und Gas 2007: Wettbewerbsdefizite und zögerliche Regulierung“, Sondergut- 
  achten der Monopolkommission, 6.11.2007
3  Kartellverwaltungssache E.ON Energie AG u.a. ./. Bundeskartellamt , Gesch.-Z. BB-21/03 B,   
  30.11.2006 Mitarbeiter des Bundeskartellamts waren der EU-Kommission bei der Durchsuchung  
  im Mai 2006 behilflich.
4  ebda.
5  Regelenergie gleicht Abweichungen zwischen dem Verbrauch der Kunden (Nachfrage) und der  
  Einspeisung (Angebot) aus. Das unabgestimmte Vorgehen führt zu der absurden Situation, dass  
  im Übertragungsnetz A eine Unterdeckung ausgeglichen wird, während zeitgleich eine Überspei- 
  sung im Netz B zum Ausgleich hätte genutzt werden können.
6  Antragsteller sind Lichtblick und der Bundesverband Neuer Energieanbieter (BNE). Gutachten:  
  „Untersuchung des Einsparpotenzials bei der regelzonenübergreifenden Saldierung“, LBD-Bera- 
  tungsgesellschaft 02.03.2008  
7  „Risiken der Stromversorgung“, Allianz Zentrum für Technik, 20.02.2006

Die „großen Vier“ – E.ON, RWE, EnBW und Vattenfall – besitzen 
rund 85 Prozent der Kraftwerkskapazitäten und 95 Prozent der 
Stromnetze in Deutschland. Ihre Oligopolstellung nutzen sie mit 
allen Mitteln, um ihre Marktmacht zu stärken und den Strom-
preis weiter nach oben zu treiben.
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E.ON ist der größte Gasversorger in Deutschland. Unter Klimagesichtspunk-

ten gilt Erdgas als der umweltfreundlichste unter den fossilen Brennstoffen. 

Doch in den russischen Fördergebieten wird weder auf Mensch noch Natur 

Rücksicht genommen.

Gas

Juschno Russkoje

Düsseldorf
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A wie ‚Alles meins’
Neue Produzenten haben kaum eine Chance, 
in den Gasmarkt einzusteigen. Ein aktu-
elles Beispiel: Eine Tochtergesellschaft vom 
Ökostromanbieter LichtBlick plante den Bau 
eines Gaskraftwerks bei Lubmin. Das Projekt 
wurde genehmigt, dem Bau schien nichts im 
Wege zu stehen. Das Werk braucht Gas von 
einem externen Zulieferer. Dieser verweigerte 
die Lieferung jedoch und das Projekt musste 
verkauft werden. Das Pikante: der Zulieferer 
sollte E.ON Ruhrgas sein, der Käufer des 
gescheiterten Projekts wurde E.ON. Im Fe-
bruar 2008 hat E.ON eine Absichtserklärung 
mit Gazprom für den gemeinsamen Bau und 
Betrieb des Gas- und Dampfturbinenkraft-
werks unterzeichnet, bestätigt ein Sprecher 
von E.ON Kraftwerke. Lubmin liegt in der 
Nähe des Anlandepunkts der künftigen Nord-
Stream-Leitung durch die Ostsee, über die 
das Erdgas geliefert werden soll.

2
 

„E.ON hat uns bezüglich eines Gasvertrages 
hingehalten und am Ende entschieden, dass 
sie uns kein Gas geben werden“, sagt Licht-
Blick-Sprecher Gerno Lücking. Statt kleinere 
Firmen in den Markt einsteigen zu lassen, 
macht E.ON das lukrative Geschäft selbst.

Preistreiberei
Marktführer E.ON hat zum Jahresbeginn 2008 
die Gaspreise mal wieder um bis zu neun 
Prozent angehoben. Als Grund nennt der 
Konzern den hohen Ölpreis. Dabei ist die so 
genannte Ölpreisbildung, ein Relikt aus den 
60er Jahren, um Gas wettbewerbsfähig zum 
Heizöl zu machen, mehr als umstritten.

3 
Im 

Grunde handelt es sich um ein Kartell. Für 
das Bundeskartellamt ganz klar ein wettbe-
werbsbehinderndes Instrument, das es in 

Ländern wie Großbritannien oder den USA 
nicht gibt. Doch der neue E.ON Ruhrgas-Chef 
Bernhard Reutersberg pocht auf die Bindung: 
„Der Ölpreis wird die Leitwährung bleiben.“ 
Angesichts der zu erwartenden Ölpreisent-
wicklung eine explosive Aussage – für den 
Geldbeutel der Kunden.
 
Verbraucherschützer raten, Preiserhöhungen 
abzulehnen. Die Gasimportpreise sind 2007 
im Jahresvergleich um 7,4 Prozent gesunken. 
Trotzdem hebt E.ON die Preise an. Warum 
zahlen Verbraucher mehr, wenn die Bezugs-
preise zurückgegangen sind? „Die von den 
Energiekonzernen selbst erfundene Ölpreis-
bindung dient einzig und allein der Gewinn-
maximierung. Mit den tatsächlichen Kosten 
hat sie nicht das Geringste zu tun“, sagt 
Energieexpertin Regine Richter von urgewald. 

Im März 2008 hat das Bundeskartellamt ein 
neues Missbrauchsverfahren gegen mehre-
re Gasversorger eingeleitet, darunter fünf 
E.ON-Unternehmen. Der Vorwurf: „Gaspreise 
in einer Höhe, die sie bei funktionierendem 
Wettbewerb nicht fordern könnten“, so 
Kartellamtspräsident Bernhard Heitzer. 
Schon 2005 geriet Monopolist E.ON Ruhrgas 
ins Visier der Kartelwächter wegen Preis-
höhenmissbrauch und Marktabschottung. 
Anfang 2006 verbot das Bundeskartellamt 
E.ON Ruhrgas langfristige Lieferverträge mit 
Stadtwerken abzuschließen. E.ON hinderte 
nämlich Stadtwerke daran, zu einem anderen 
Anbieter zu wechseln und versucht alles, um 
Gewinnmargen zu sichern und Kunden an 
sich zu binden.  

Der Gassektor hat einen noch höheren Konzentrationsgrad als der Stromsek-
tor. Er war jahrzehntelang geradezu immun gegen jeglichen Liberalisierungs-
versuch. Und E.ON Ruhrgas ist das größte Ferngasunternehmen in Deutsch-
land mit dem längsten Gasnetz und den meisten Speicherkapazitäten. Rund 
60 Prozent des gesamten Gasimports – hauptsächlich aus Russland und 
Norwegen – gehen über E.ON Ruhrgas, die an einem Drittel aller regionalen 
Gasversorger direkt oder indirekt beteiligt ist.1 

1  Bundeskartellamt B 8  
  – 113/03 – 1, 13.01.2006
2  Am Pipeline-Konsortium  
  Nord Stream halten E.ON  
  und BASF Anteile von je  
  24,5 Prozent, mehrheitlich  
  gehört es Gazprom.   
  Aufsichtsratchef ist Alt- 
  kanzler Gerhard Schröder.
  Die Ostseepipeline trifft  
  auf massiven Widerstand  
  von Politikern und Umwelt 
  schützern in den Anrainer- 
  staaten.
3  Durch die Ölpreisbindung,  
  die als Branchenverein- 
  barung nicht gesetzlich  
  verankert ist, folgen  
  die Gaspreise mit einigen  
  Monaten Verzug den  
  Ölpreisen. Die Versorger  
  verwenden dafür kompli- 
  zierte Umrechnungsfor 
  meln.
4  OGK-4 betreibt vier Gas- 
  kraftwerke und ein   
  Kohlekraftwerk in Höhe 
  von insgesamt 8.600  
  Megawatt.
5  „Wintershall profitiert  
  vom hohen Ölpreis“,  
  Reuters, 09.04.2008
6  „Energieriesen“,
   SpiegelOnline, 17.12.2007:  
  www.spiegel.de/wirt  
  schaft/0,1518,523914,00. 
  html
7  “Russia: Inadequate Prio- 
  rity Given to Energy Effici 
  ency and Climate 
  Protection”, DIW Weekly  
  Report 1/2008.
8  „Gasförderung im Auto- 
  nomen Bezirk der Jamal  
  Nenzen“, GFBV, 25.04.2006

Gas



Russlandgeschäfte
Zwei Energieriesen versprechen sich eine 
ertragreiche Zusammenarbeit: E.ON will sich 
am russischen Erdgasfeld Juschno Russkoje 
beteiligen. Dafür soll Gazprom Anteile an 
Kraftwerken und Gasspeichern in Europa 
erhalten, teilte E.ON im Dezember 2007 mit. 
Die genaue Bewertung der Beteiligungen 
stehe noch nicht fest. 

Gas.on und Eprom
Der russische Staatskonzern ist der größte 
Gasmonopolist weltweit. Mit rund tausend 
Tochterfirmen kontrolliert er alle Elektri-
zitätswerke des Landes und besitzt das 
größte Pipelinesystem der Welt. E.ON – mit 
einem Aktienpaket von 6,43 Prozent größter 
Auslandsaktionär bei Gazprom – hat tradi-
tionell gute Verbindungen zum Erdgas-Gi-
ganten. Burckhard Bergmann, bis vor kurzem 
E.ON Ruhrgas-Chef, sitzt seit acht Jahren im 
Gazprom-Aufsichtsrat. Im März 2008 ging 
„Mr. Gas“ bei E.ON in Ruhestand, bleibt aber 
Russland-Beauftragter des Konzerns. 

Mit der Übernahme von OGK-4 im Okto-
ber 2007 will E.ON groß in den russischen 
Gas- und Strommarkt einsteigen.

4 
Mehrere 

Milliarden Euro will Bernotat ins russische 
Erdgasgeschäft stecken, auch wenn die 
Verhandlungen mit Gazprom über Juschno 
Russkoje immer wieder stocken. Zwar hat 
E.ON schon im Juli 2006 ein Rahmenabkom-
men unterzeichnet, doch seitdem verhandele 
Gazprom nach „was das Zeug hält“, sagen 
interne Beobachter. Angeblich wolle Gazprom 
auch eine Beteiligung an der E.ON-Tochter 
Thüga, so die Gerüchteküche. Fakt ist: Die 
Düsseldorfer wollen einen Anteil von 25 
Prozent an dem sibirischen Gasfeld erhalten. 
BASF-Tochter Wintershall hält inzwischen 
schon 35 Prozent.

5 
In Juschno Russkoje 

lagern 600 Milliarden Kubikmeter förderbares 
Gas, das u. a. ab 2010 durch die Ostseepipe-
line nach Deutschland fließen soll.

  
E.ON peilt 

eine jährliche Erdgasproduktion von zehn 
Milliarden Kubikmetern an – davon sollen 
sechs Milliarden aus Sibirien kommen.

6
 

Umweltzerstörung
Während die Einfuhr von Gas und Öl Energie-
sicherheit auf dem deutschen Energiemarkt 
garantieren soll, führt sie zu ökologischen 
und humanitären Katastrophen in den 
Fördergebieten. Das Deutsche Institut für 
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Anfang 2006 verbot 
das Bundeskartell-
amt E.ON Ruhrgas 
langfristige Liefer-
verträge mit Stadt-
werken abzuschlie-
ßen. E.ON hinderte 
nämlich Stadtwerke 
daran, zu einem 
anderen Anbieter 
zu wechseln und 
versucht alles, um 
Gewinnmargen zu 
sichern und Kunden 
an sich zu binden.

Wirtschaftsforschung Berlin warnt: Bei der 
russischen Energiepolitik kommen Energie-
effizienz und Klimaschutz zu kurz. Russland 
nehme im Klimapolitikprozess eine bremsen-
de Funktion ein.

7
  

Die Öl- und Gasreserven der Russischen 
Föderation befinden sich fast ausschließlich 
in Westsibirien und auf der Insel Sachalin. 
Auf der Jamal-Halbinsel in Nordwest-Sibirien, 
wo der Großteil der russischen Gasreserven 
lagert, leben fast 5000 Ureinwohner, die 
Nenzen. Ihre Existenzgrundlage ist durch 
das Mega-Projekt Juschno Russkoje, das 
mit bis zu acht Pipelines ihr Land und die 
Rentierweiden durchschneiden wird, akut 
bedroht. Schon die Erkundungsarbeiten für 
die Gasausbeutung richteten große ökolo-
gische Schäden an. Die Vegetationsschicht ist 
hauchdünn, tiefe Bodenspuren halten an die 
hundert Jahre. Raupenfahrzeuge haben bisher 
über 40.000 Hektar Weide unwiederbringlich 
zerstört. Die Ausbeutung des riesigen Gas-
felds treibt die Ureinwohner, die kaum eine 
Chance auf alternative Einkommensquellen 
zu Jagd, Fischfang oder Rentierzucht haben, 
in die Armut. 

Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) 
fordert von E.ON, dass der Konzern seine 
Verantwortung für die Ureinwohnergruppen 
in den russischen Gasfördergebieten wahr 
nimmt, sie an Entscheidungsprozessen be-
teiligt und Umweltstandards einhält.

8 
Bisher 

gebe es keine unabhängige Umweltverträg-
lichkeitsprüfung. Meist werden Lizenzen über 
Gebiete vergeben, auf die indigene Völker 
Anspruch erheben, bevor die Landrechte ge-
klärt sind. Die indigenen Völker werden also 
faktisch enteignet.

„E.ON muss mit Vertretern der indigenen 
Gruppen verhandeln und in Sibirien für deren 
Überleben Verantwortung übernehmen“, sagt 
Sarah Reinke, Referentin der GfbV. „Der enge 
Kontakt zum russischen Gasmonopolisten 
Gazprom muss auch für die Interessen der 
russischen Ureinwohner und nicht nur aus 
wirtschaftlichen Überlegungen heraus genutzt 
werden.“

„Mit einer Kooperation E.ONs ist die Existenz der 
Ureinwohner auf der sibirischen Halbinsel Jamal 
durch deutsche Beteiligung nachhaltig bedroht.“
Gesellschaft für bedrohte Völker, Februar 2007
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Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) fordert von E.ON, dass 
der Konzern seine Verantwortung für die Ureinwohner in den rus-
sischen Gasfördergebieten wahrnimmt, sie an Entscheidungsprozes-
sen beteiligt und Umweltstandards einhält. Foto: GfbV
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Das Personalkarussell zwischen Politik und Energiekonzernen dreht sich 

immer weiter. Kein energiewirtschaftliches Gesetz wird verabschiedet, in das 

die Repräsentanten der großen Vier nicht hineinredigieren. E.ON und Co. be-

stimmen die Spielregeln – „dem deutschen Volke“ zum Wohle?

Lobby
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Strippenzieher
In Berlin residiert Deutschlands größter Ener-
giekonzern, der „rote Riese“ E.ON, unter der 
Adresse: Unter den Linden 38. Geschätzte 
500 000 Euro pro Jahr lassen sich E.ON und 
Co. jeweils ihre Repräsentanzen kosten.

1 
Das 

ist ihnen die politische Einflussnahme wert. 
So wird kein energiewirtschaftliches Gesetz 
verabschiedet, in das die Repräsentanten 
der großen Vier nicht maßgeblich hinein-
redigieren. Oft werden ihre Anmerkungen 
sogar wortwörtlich übernommen. 2005 zeigt 
die Novelle des Energiewirtschaftsgesetzes 
deutlich die engen Verflechtungen zwischen 
der Energiebranche und dem Wirtschaftsmi-
nisterium. Manche Papiere zur Reform des 
Gesetzes trugen sogar noch das Faxkennzei-
chen der E.ON-Tochter Ruhrgas.

2
  

Die Branche – allen voran E.ON – schaffte 
es, die neu eingerichtete Aufsichtsbehörde, 
die Bundesnetzagentur, schon vor dem Start 
zu entmachten. Einige Instrumente wurden 
entschärft, andere unter die Aufsicht des 
Wirtschaftsministeriums gestellt. Schon im 
Juli 2003 schickte der E.ON-Generalbevoll-
mächtigte Gert von der Groeben ein Grund-
lagenpapier an Staatssekretär Georg Wilhelm 
Adamowitsch, das zu Änderungen zugunsten 
der Betreiber im noch geheim gehaltenen 
Energiewirtschaftsgesetz führte.

3 
Cheflobbyist 

Groeben ist bestens mit der Politik vernetzt, 
war er doch vor seiner E.ON-Zeit Energierefe-
rent der SPD-Fraktion. Er gilt als der einfluss-
reichste Interessenvertreter der Energiewirt-
schaft. Sein größter Erfolg war, das rot-grüne 
Gesetz zur Förderung der Kraft-Wärme-Kopp-
lung entschärft zu haben.

Megafusion
In der Amtszeit des damaligen Wirtschafts-
ministers Werner Müller, der aus der Ener-
giebranche in die Politik und wieder zurück 
wechselte, durfte E.ON mit der Ruhrgas AG 
fusionieren – über das Verbot des Bundes-
kartellamts und das Votum der Monopol-
kommission hinweg, gegen den Mehrheits-
willen in der Politik und trotz massiver Kritik 
der Medien. Den eindeutigen Widerstand 
konnte E.ON-Chef Ulrich Hartmann einfach 
ignorieren, denn er hatte viele Verbünde-
te: u. a. Burkhard Bergmann, Ruhrgaschef 
und Kanzlerfreund, der half die Politik für 
die Übernahme zu erwärmen, und Werner 
Müller, der per Ministererlaubnis alle Vetos 
außer Kraft setzte. Mit 500 Millionen Euro 
Kompensationsgeldern kaufte sich E.ON frei 
von Klagen wegen Formfehlern im Prozedere, 
der eklatanten Wettbewerbsverzerrung und 
der Monopolisierung des Markts.

4 
Der daraus 

entstandene Energieriese E.ON ist für viele 
Kritiker der Sündenfall der deutschen Ener-
giepolitik schlechthin. Müller ist zum Dank 
dafür ein Jahr später Chef der RAG geworden, 
an der E.ON zu 39,2 Prozent beteiligt ist. 

Der SPD-Bundestagsabgeordnete Herrmann 
Scheer schätzt die Dunkelziffer der Die-
ner zweier Herren im politischen Berlin als 
„enorm hoch“ ein. Hinzu kommt das Perso-
nalkarussell zwischen Politik und Energie-
konzernen. Inzwischen gehört die Versorgung 
wichtiger Politiker nach Ende ihrer Amtszeit 
mit lukrativen Jobs wie auch die Praxis von 
E.ON und Co., bezahlte Angestellte in strate-
gisch wichtige Ministerien zu platzieren, zum 
festen Repertoire der Energieriesen.

E.ON, RWE, EnBW und Vattenfall haben ihre Marktmacht bestens organi-
siert – mit tatkräftiger Hilfe der Politik. Statt den Wettbewerb zu fördern, hat 
die Politik das Monopol der Konzerne gefestigt. Denn die Unternehmen 
haben über Jahrzehnte hinweg dichte Beziehungen zu Ministern, Abgeordne-
ten, Staatssekretären, Landräten und Bürgermeistern, aber auch zu wissen-
schaftlichen Gutachtern und Beratern aufgebaut.

1  C. Gammelin/G. Hamann:  
  „Die Strippenzieher“,  
  Berlin 2006
2  „Lobbyismus in Deutsch- 
  land – wie Unternehmen  
  Gesetze schreiben lassen“,  
  NDR Info, 17.1.2007
3  Vgl. „Gut vernetzt“, Die  
  Zeit, 18.8.2005
4  Mehr dazu: R. Liedtke:  
  „Das Energiekartell“,  
  Frankfurt am Main 2006 
5  Quellen u. a.: „Schwarz 
  buch Klimaschutzverhin 
  derer“, Greenpeace,   
  02/2007; C. Gammelin/G. 6 
  Hamann: „Die Strippenzie 
  her“, Dezember 2006; 6
6  Die Altaktionäre E.ON  
  und RWE übertrugen zum  
  1. Dezember 2007 ihre An-
  teile an der Evonik voll 
  ständig auf die RAG-Stif- 
  tung.

Lobby
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Atomfreunde
Die Lobbyisten der Atomkonzerne hoffen da-
rauf, dass es nach der Bundestagswahl 2009 
eine Mehrheit für eine Laufzeitverlängerung 
geben wird. Sie schmieden schon Pläne, wie 
die künftige Regierung unter Druck gesetzt 
werden kann. SPD, Grüne und die Linken 
betonen immer wieder ihren Willen zum 
Ausstieg, doch die Atomlobby lässt nichts 
unversucht. 

Einfluss auf die Sozialdemokraten nimmt 
z.B. Hubertus Schmoldt, Vorsitzender der IG 
Bergbau, Chemie, Energie. Als stellvertre-
tender Aufsichtsratsvorsitzender von E.ON 
und Atomkraft-Befürworter lädt der Gewerk-
schafter gerne zu Treffen hinter verschlos-
senen Türen ein. Im aktuellen IG BCE-Po-
sitionspapier zur Energiepolitik wird die 
„Weiterentwicklung der Kerntechnik bis hin 
zur Kernfusion“ gefordert. Die Restlaufzeiten 
der Atomkraftwerke sollen nicht vom Atom-
gesetz, sondern „vom Sicherheitsnachweis 
der Anlagen abhängig“ gemacht werden. Was 
das bedeuten kann, sieht man am Beispiel 
Brunsbüttel: Nach etlichen Jahren sind noch 
immer zahlreiche Punkte der Mängelliste 
nicht behoben worden, doch das Kraftwerk 
läuft trotzdem weiter. 

„Die Verzahnung zwischen Energieriesen und 
Politik stellt die Grundfesten unserer Demo-
kratie in Frage“, sagt urgewald-Geschäftsfüh-
rerin Heffa Schücking. „Das ‚Gerdprom-Mo-
dell’ scheint immer mehr um sich zu greifen 
und dementsprechend gewinnt man den 
Eindruck, dass es sich bei vielen politischen 
Entscheidungen letztlich um ‚gekaufte’ Ent-
scheidungen handelt.“

Die Geschäfte von E.ON 2007/2008
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+++ Wilfried Czernie +++ 

Nach seiner Zeit in der Energieabteilung 
des Bundeswirtschaftsministerium in 
Bonn arbeitete er als Generalbevollmäch-
tigter der E.ON Ruhrgas. Seit 2006 ist 
Czernie Leiter der Berliner Repräsentanz 
der RAG, einer Tochter von E.ON und 
RWE.

+++ Björn Engholm +++

Der zum Veba-Konzern gehörenden 
PreußenElektra gelang es 1994, den 
früheren Ministerpräsidenten und SPD-
Bundesvorsitzenden zu engagieren. 
Der Sozialdemokrat sei aufgrund seiner 
Kontakte als Berater sehr wertvoll, so 
damals PreußenElektra (heute E.ON 
Energie). Engholm arbeitete für einen 
der wichtigsten Kernkraftwerks-Betreiber, 
obwohl er sich als Ministerpräsident und 
Kanzlerkandidat für den Atom-Ausstieg 
ausgesprochen hatte. 

+++ Michael Glos +++

Der Bundeswirtschaftsminister ist mit der 
deutschen Energiewirtschaft eng vertraut. 
Bis Dezember 2004 war er im Beirat der 
E.ON Bayern AG und der Thüga. Die EU-
Kommission will ab 2012 alle Zertifikate 
auktionieren, doch die Energiebranche 
hält mit Unterstützung von Glos dage-
gen. Sein Ministerium steht wie immer 
treu Seite an Seite mit den deutschen 
Energieriesen. Auf Kosten der Verbrau-
cher und auf Kosten der Umwelt.

Doppelspiel
5

+++ Walter Hohlefelder +++

Bis 1994 Leiter der Abteilung Reaktorsi-
cherheit im Bundesumweltministerium, 
anschließend in leitender Position bei 
Veba tätig. Hohlefelder war bis März 
2008 im Vorstand von E.ON-Energie und 
im Aufsichtsrat der Urenco. Zeitgleich war 
er seit April 2004 Präsident der Lobbyor-
ganisation Deutsches Atomforum, in der 
die gesamte Atombranche vertreten ist. 

+++ Joachim Lang +++

Der ehemalige Mitarbeiter der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion war zuletzt Referats-
leiter im Kanzleramt für die Koordinie-
rung der Europapolitik, bis er im Oktober 
2007 die Leitung der E.ON-Repräsentanz 
in Berlin übernahm. Im Bereich „Econo-
mic and Public Affairs“ wird er mit Kol-
lege Gert von der Groeben die Kontakte 
von E.ON zur Bundespolitik koordinieren. 

+++ Werner Müller +++

 Als Bundesminister sorgte er 2002 für 
die umstrittenste Fusion in der Ge-
schichte der deutschen Energiepolitik: 
Durch die Übernahme von Ruhrgas wird 
E.ON zum Branchenriesen. Um jeglichen 
Zusammenhang mit seiner früheren 
Tätigkeit als Manager der Veba (Vorgän-
ger E.ON) auszuschließen, delegierte er 
die Entscheidung über die Ministerer-
laubnis an seinen Staatssekretär Alfred 
Tacke. Danach kehrte er zurück zu seinen 
Wurzeln: Seit 2003 sitzt Müller auf dem 
Chefsessel des RAG-Konzerns. Seit 2007 
ist er Vorstandsvorsitzender der Evonik. 

Lobby
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+++ Heinz Riemer +++

 Wie Czernie wechselte auch Riemer von 
der Energieabteilung des Wirtschaftsmi-
nisteriums zu E.ON. Seit 1994 als Leiter 
des Bereiches Energiepolitik bei E.ON 
Ruhrgas.

+++ Gunda Röstel +++

 Die ehemalige Grünen-Sprecherin wurde 
im Jahr 2000 Managerin der Gelsenwas-
ser AG, der „grünen Seele E.ONs“, wie 
die Expolitikerin damals die Konzern-
tochter nannte.

+++ Gerhard Schröder +++

Der Ex-Bundeskanzler ist seit März 
2006 Vorsitzender des Aufsichtsrats 
des Pipeline-Konsortiums NEGP. An der 
Gesellschaft, die die Ostsee-Pipeline von 
Russland nach Deutschland bauen und 
betreiben wird, sind E.ON und BASF zu 
je 24,5 Prozent und Gasprom zu 51 Pro-
zent beteiligt. Als Kanzler verhalf Schrö-
der mit allen Mitteln diesem Projekt auf 
die Sprünge, jetzt verdient er am Erfolg 
mit. 

Die Unternehmen E.ON, RWE, EnBW und Vattenfall 
haben über Jahrzehnte hinweg dichte Beziehungen zu Ministern, Abgeordne-
ten, Staatssekretären, Landräten und Bürgermeistern, aber auch zu 
wissenschaftlichen Gutachtern und Beratern aufgebaut.

+++ Alfred Tacke +++

Dem ehemaligen Staatssekretär be-
scheinigte der Kartellsenat des Ober-
landesgerichts Düsseldorf „gravierende 
Verfahrensfehler“ beim E.ON-Ruhrgas-
Deal. Doch ohne gravierende Folgen, im 
Gegenteil: Tacke fand einen lukrativen 
Posten als Vorstandsvorsitzender beim 
Steinkohleverstromer Steag. Die Steag 
AG (heute Evonik) gehörte zum RAG-Kon-
zern, an dem wiederum die von Tacke 
begünstigte E.ON mit knapp vierzig 
Prozent beteiligt war.

+++ Petra Uhlmann +++

Die frühere CDU-Umweltministerin in 
Mecklenburg-Vorpommern ist heute 
Pressesprecherin bei E.ON-Kernkraft, der 
Tochter von E.ON Energie.

+++ Tina Zierul +++

Die Berliner Lobbyistin von E.ON schickte 
der Konzern ins Auswärtige Amt. Dort ar-
beitet sie ein Jahr lang im Planungsstab, 
weiter bezahlt von E.ON. Im Juni 2007 
kehrt sie an ihren alten Arbeitsplatz bei 
E.ON zurück.
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E.ON ist in Deutschland der größte Produzent von Atomstrom: Er ist an 11 

von 17 laufenden Atomreaktorblöcken beteiligt. Der Brand in Krümmel ist nur 

einer von vielen Störfällen, die zeigen, wie gefährlich diese Technik ist. Trotz-

dem will E.ON im Ausland neue Atomkraftwerke bauen. 

Atom



Brokdorf (80% E.ON)     210
Brunsbüttel (33,3% E.ON)     420
Unterweser (100% E.ON)     310
Grafenrheinfeld (100% E.ON)     200
Grohnde (83,3% E.ON)     190
Gundremmingen B+C (je 25% E.ON)     je 90

�� URGEWALD

Die Pannenreaktoren Brunsbrüttel und Krüm-
mel stehen nach den schweren Störfällen 
vom Sommer 2007 im Frühjahr 2008 immer 
noch still, sollen aber nach dem Willen der 
beiden Betreiber E.on und Vattenfall zeitnah 
wieder angefahren werden. Beide Reaktoren 
weisen schwere Sicherheitsdefizite auf und 
sind sehr pannenanfällig. Meilenweit entfernt 
vom Stand von Wissenschaft und Technik 
ist nach übereinstimmender Überzeugung 
der Fachleute insbesondere das Notstromsy-
stem in Brunsbüttel. Auch hier könnte es zu 
einem dramatischen Ausfall von Sicherheits-
systemen wie im Juli 2006 im schwedischen 
Atomkraftwerk Forsmark kommen. Seinerzeit 
entglitt der Reaktorbedienung zeitweilig die 
Kontrolle über den Reaktor. Der Wasserstand 
im Reaktordruckbehälter sank. Stromaus-
fälle im Innern des Reaktors führten dazu, 
dass die Monitore in der Leitwarte teilweise 
ausfielen, ebenso Messfühler im Innern des 
Reaktors. Etwa zwanzig Minuten wurde der 
Reaktor im „Blindflug“ gefahren.

Ungeachtet der im Atomkonsens vereinbarten 
Restlaufzeiten möchte E.ON das AKW Bruns-
büttel länger in Betrieb lassen. Dabei hofft 
der Konzern auf eine atomfreundlichere Re-
gierung, die nach der Bundestagswahl 2009 
den Atomausstieg kippt. E.ON nutzt ohnehin 
jede Gelegenheit, um für den Ausstieg vom 
Ausstieg zu kämpfen. Sei es der Klimawan-
del: „Jeder, der den Klimaschutz ernst nimmt, 
muss sich fragen, warum nur wir in Deutsch-
land auf die Kernkraft verzichten wollen...“  
Oder seien es die Neubaupläne anderer 
Länder: „Der Ausstieg führt Deutschland 
international in die Isolation“, so der Präsi-
dent des von E.ON mitfinanzierten Deutschen 
Atomforums.  „Das ist kompletter Humbug“, 

sagt der Atomexperte Jan Haverkamp von 
Greenpeace. „Von 191 UNO-Staaten betreiben 
nur 31 Atomkraftwerke. Selbst wenn man die 
EU betrachtet, stellt man fest, dass 12 Länder 
keine Atomkraftwerke betreiben und dass 
von den restlichen 15 fünf Länder Ausstiegss-
zenarien beschlossen haben.“

Alle Erkenntnisse, die für einen Atomausstieg 
sprechen, werden von E.ON beherzt ignoriert. 
Zum Beispiel die Ergebnisse der Kinderkrebs-
studie, die im Auftrag des Bundesamtes für 
Strahlenschutz im Dezember 2007 veröffentli-
cht wurden. Darin wird eindeutig nachgewie-
sen, dass Kinder umso häufiger an Leukämie 
erkranken, je näher sie an einem Atomkraft-
werk wohnen.

3
  

Störfälle
4
 

Brunsbüttel: 1978 entweichen durch ein Leck 
zwei Tonnen radioaktiver Dampf. Der Reaktor 
läuft fast drei Stunden weiter, obwohl er sich 
innerhalb von fünf Minuten hätte automa-
tisch abschalten müssen. 2001 passiert der 
schwerste Unfall: eine Wasserstoffexplosion 
zerfetzt eine Rohrleitung in unmittelbarer 
Nachbarschaft des Reaktordruckbehälters. 
Zwei Monate lang wird der Reaktor nach der 
Explosion weiterbetrieben, bevor Techniker 
auf Druck der Aufsichtsbehörden endlich den 
Schaden vor Ort inspizieren. Brunsbüttel 
blieb wegen Pannen und Mängeln insgesamt 
sechseinhalb Jahre außer Betrieb. Am 28. Juni 
2007 wird der Reaktor nach einem Kurz-
schluss in einer Schaltanlage automatisch 
heruntergefahren. In Folge des Kurzschlusses 
kommt es zu einem Schwelbrand im Bereich 
einer Turbine und zur Erweiterung von Rissen 
in Rohrabdeckungen. Drei Tage später soll 
Brunsbüttel wieder ans Netz gehen, wobei es 

Atomkraft ist und bleibt eine Hochrisikotechnologie. Die Sicherheitsbilanzen 
der von E.ON geführten Atomkraftwerke machen deutlich, dass ein katastro-
phaler Atomunfall hier keineswegs ausgeschlossen werden kann.

Krümmel (50% E.ON)     300
Lingen/Emsland (12,5% E.ON)     110
Ohu/Isar 1 (100% E.ON)     180
Ohu/Isar 2 (75% E.ON)     110
Würgassen (stillgelegt) (100% E.ON)     
Stade (stillgelegt) (66,7% E.ON)

Meldepflichtige Ereignisse (Stand 2007) Quelle:www.greenpeace.de

Atom
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beim Wiederanfahren zweimal offenbar durch 
Fehlbedienungen des Personals zu Absper-
rungen im Reaktorwasserreinigungssystem 
kommt. Am 9. Juli 2007 müssen die Betreiber 
einräumen, dass sich erneut Wasserstoff in 
einem Messsystem innerhalb des Sicherheits-
behälters ansammelt, weshalb die Leitungen 
gespült werden müssen. Im Juli 2007 legt die 
Deutsche Umwelthilfe (DUH) eine Analyse der 
geheimen Sicherheits-Mängelliste vor, wo-
nach 165 gravierende Sicherheitsnachweise 
nach wie vor nicht erbracht worden sind. 
Wegen zahlreicher Mängel und Probleme 
steht das Kraftwerk im April 2008 weiter still, 
der Zeitpunkt, wann es wieder angefahren 
werden soll, ist unklar.

Brokdorf: 1988 weisen die Kupplungen der 
vier Notspeise-Dieselmotoren Mängel auf. 
1993 muss die Anlage abgeschaltet werden, 
da aus einem Reinigungssystem Schwefel-
säure in den sekundären Kühlkreislauf fließt. 
1995 werden 25 undichte Brennelemente 
entdeckt. Im März 2005 werden an den 
Schaltern für drei Not- und Nachkühlpumpen 
Defekte entdeckt. Im März 2008 führt ein 
Kurzschluss zu einem Brand.

Krümmel: : In der Umgebung häufen sich 
Fälle von Leukämie bei Kindern. Ab 1985 
verteilen sich Korrosionsprodukte von Brenn-
elementen im Kühlkreislauf und führen zu 
erhöhter Strahlenbelastung des Personals. 
Ende Juni 2007 bricht in Krümmel ein Brand 
aus. In einer Trafostation hat sich Kühlflüs-
sigkeit entzündet. Der Störfall eskaliert unter 
anderem, weil giftige Rauchgase aus dem 
Transformatorbrand ungewollt in die Leitwar-
te geleitet werden und das Personal fürchtet, 
die Warte verlassen zu müssen. Im Verlauf 
der sodann eingeleiteten Reaktorschnellab-
schaltung kommt es zu gravierenden Be-
dienungsfehlern, die dazu führen, dass der 
Wasserstand im Reaktorbehälter erheblich 
sinkt. Im Juli wird ein Leck im Turbinenbe-
reich festgestellt, kurz nachdem falsch befe-
stigte Dübel entdeckt worden sind. Wegen 
der Pannenserie wird der Reaktor stillgelegt. 
Die folgende Überprüfung zeigt zahlreiche 
weitere Probleme (defekte Brennelemente, 
Risse an Steuerleitung, weiterer defekter 
Transformator). Deshalb steht das Kraftwerk 
im April 2008 noch still, der Zeitpunkt, wann 
es wieder angefahren werden soll, ist unklar.

Die Geschäfte von E.ON 2007/2008

Unterweser: 1998 geht der Reaktor nach 
einer Reparatur aus Versehen mit zwei 
gesperrten Sicherheitsventilen an einer 
Hauptdampfleitung in Betrieb. Der Fehler 
im zentralen Sicherheitssystem wird nur 
durch Zufall entdeckt. 1999 führt ein Leck an 
einem Stutzen der Hauptkühlmittelleitung zu 
erhöhter Radioaktivität in den Kraftwerksräu-
men. Der Reaktor wird abgeschaltet. Im Mai 
2005 muss das AKW wegen eines Kurz-
schlusses im Hauptgenerator vom Netz. Der 
gesamte, erst zwei Jahre zuvor eingebaute 
Generator muss ausgetauscht und weitere 
umfangreiche Reparaturarbeiten müssen 
durchgeführt werden. 

Grohnde: 1985 ist das Hochdruck-Notküh-
lungssystem nicht einsatzfähig, weil eine 
der vier Pumpen Gas statt Wasser enthält. 
Ein Leck im Primärkühlkreislauf hätte somit 
zur Kernschmelze führen können. Im Jahr 
2004 steigt die Abgabe radioaktiver Edelgase 
gegenüber früheren Jahren auf das 25-fache 
an. Eine mögliche Erklärung sind undichte 
Hüllrohre von Brennelementen, obwohl keine 
derartigen Ereignisse gemeldet worden sind. 
2002 liegt die Abgabe von Jod-131 sogar 
200-fach über dem normalen Niveau.

Gundremmingen C: 1987/88 lösen ver-
klemmte Vorsteuerventile jeweils die Schnel-
labschaltung des Reaktors aus. 1998 reißt 
die Schweißnaht einer Speisewasserleitung, 
Kühlwasser tritt aus.

Isar 1: 1989 versagt der Teleskoparm der 
Brennelemente-Wechselmaschine und be-
schädigt ein Kugellager. 79 Kugeln fallen in 
den Reaktordruckbehälter, nur 60 werden 
gefunden. 1991 fallen vier Umwälzpumpen 
im Kühlwasserkreislauf aus; es kommt zu 
unvorhersehbaren Schwankungen der Reak-
torleistung. 2001 brüstet sich ein Mitarbeiter 
damit, die Gutachter des TÜV hinters Licht zu 
führen.

Alle Erkenntnisse, 
die für einen Atom-
ausstieg sprechen, 
werden von E.ON 
beherzt ignoriert. 
Zum Beispiel die Er-
gebnisse der Kinder-
krebsstudie, die im 
Auftrag des Bundes-
amtes für Strahlen-
schutz im Dezember 
2007 veröffentlicht 
wurden. Darin wird 
eindeutig nachge-
wiesen, dass Kinder 
umso häufiger an 
Leukämie erkran-
ken, je näher sie an 
einem Atomkraftwerk 
wohnen.

3



�� URGEWALD

Auch in Schweden ist E.ON massiv im 
Atomgeschäft vertreten. Über das Tochter-
unternehmen E.ON Sverige ist der Konzern 
an allen zehn laufenden Atomkraftwerken 
beteiligt. Obwohl in Schweden bereits 1980 
der Atomausstieg per Volksabstimmung 
beschlossen wurde, hält E.ON unbeirrt am 
Betrieb seiner Atomanlagen fest.

Urananreicherungsanlage Gronau
E.ON betreibt jedoch nicht nur Atomkraft-
werke. Der Konzern verdient auch an der 
Urananreicherung. Dabei wird Natururan in 
Form von Uranhexafluorid für die Weiterverar-
beitung zu Brennelementen angereichert.

Die bundesweit einzige Urananreicherungsan-
lage (UAA) steht in Gronau und wird von der 
multinationalen Firma Urenco Ltd. betrieben. 
E.ON und RWE besitzen über die Zwischen-
firma Uranit insgesamt 33,3 Prozent der 
Anteile.

5 
 E.ON ist mit Urenco auch personell 

intensiv verbunden. Der Vorstandschef der 
Urenco ist Helmut Engelbrecht, von 2000 
bis 2003 Chef von E.ON Benelux. Stellvertre-
tender Aufsichtsratschef war bis März 2008 
Walter Hohlefelder, der zeitgleich im Vorstand 
von E.ON Kernkraft saß. 
Urenco betreibt seit 1985 die UAA in Gronau. 
Derzeit werden dort 1800 Tonnen Urantrenn-
arbeit pro Jahr geleistet. Damit können rund 
15 große Atomkraftwerke weltweit mit Kern-

brennstoff versorgt werden. Die Kunden der 
Urenco sind über den ganzen Globus verteilt. 
Die Firma beliefert Atomanlagen in 17 Län-
dern und ist mit 23 Prozent Marktanteil der 
größte Urananreicherer weltweit. Die Anlagen 
in Gronau und Almelo werden so massiv 
ausgebaut, dass Urenco in wenigen Jahren 
einen Weltmarktanteil von über 30 Prozent 
ergattern könnte.
Die Urananreicherung ist auch militärisch 
äußerst brisant, da nicht zwischen ziviler 
und militärischer Nutzung getrennt werden 
kann. So arbeitete der „Vater der pakista-
nischen Atombombe“ Abdul Qader Khan bei 
einem Zulieferer von Urenco. Von dort soll er 
Blaupausen für Zentrifugen zur Urananreiche-
rung gestohlen haben, bevor er sein eigenes 
Institut gründete. Khan wird verdächtigt, 
Ländern wie Iran und Libyen Wissen über 
Atombomben verkauft zu haben.  Der Fall 
Urenco zeigt, dass Atomkraft und Atomwaffen 
letztlich zwei Seiten einer Medaille sind.  
 
In der UAA Gronau wird Uranhexafluorid für 
die Weiterverarbeitung zu Brennelementen 
angereichert. Im Zentrifugenverfahren wird 
der prozentuale Anteil des spaltbaren Isotops 
Uran-235 von 0,725 auf 3-6 Prozent erhöht. 
Seit Jahren protestieren Atomgegner gegen 
die Anlage. Mitte der neunziger Jahre er-
möglichte die Bundesregierung durch eine 
zwischenstaatliche Vereinbarung, dass Uren-
co ihr abgereichertes Uran nach Russland ab-
schieben kann. Inzwischen ist Walter Hohle-
felder, früher unter der Regierung Kohl für 
„Reaktorsicherheit und nukleare Entsorgung“ 
zuständig, zum stellvertretenden Aufsichtsrat-
vorsitzenden der Urenco bestellt worden. 

Uranmüllexporte nach Russland
Bei der Urananreicherung fällt massenhaft 
abgereichertes Uranhexafluorid (UF6) als 
strahlendes Abfallprodukt an. Die Urenco 
– und damit auch E.ON – hat seit 1996 rund 
25 000 Tonnen abgereichertes Uran nach 
Russland zur Endlagerung geliefert.

7 
Statt 

den Uranmüll an den eigenen Standorten zu 
verwerten oder endzulagern, schickt Urenco 
ihn nach Russland, wo er in geheimen Ato-
manlagen des Militärs für wenig Geld gerne 
entgegengenommen wird.

8
 

Die geschlossenen Atomstädte Russlands 
sind ein Erbe der Sowjetunion. Sie haben 
10.000 bis 300.000 Einwohner und sind kom-
plett mit Stacheldrahtzäunen umzäunt. Von 

Endstation für die Uranfässer der Urenco: Unter freiem Himmel in der 
geschlossenen Stadt Novouralsk. Foto: Google Earth

Atom
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außen kann sie niemand ohne besondere 
Erlaubnis des KGB-Nachfolgers FSB oder des 
russischen Atomministeriums betreten. Und 
in diese Städte schickt die deutsche Urenco 
ihren radioaktiven Abfall zur Endlagerung.

9 

Es handelt sich um vier Orte am Ural und in 
Sibirien, die über eigene Urananreicherungs-
anlagen verfügen. Novouralsk in der Nähe 
der drittgrößten russischen Stadt Ekaterin-
burg, Angarsk in der Nähe des Baikalsees bei 
Irkutsk, Seversk in der Nähe von Tomsk und 
Zelenogorsk bei Krasnojarsk.  

Offiziell finden die Transporte unter dem 
Deckmantel der Wiederanreicherung statt, 
doch in Wirklichkeit bleiben mehr als 90 Pro-
zent des gelieferten Urans als Abfall auf der 
offenen Wiese der Atomkombinate liegen.

10 

Und da der Urenco-Müll beim Überschreiten 
der Grenze in russisches Eigentum übergeht, 
besteht keine Rücknahmeverpflichtung sei-
tens des Konzerns. Während der Gewinn aus 
diesem Geschäft an die Urenco und wahr-
scheinlich auch an hochrangige Mitarbeiter 
von Rosatom, der staatlichen Atomenergie-
aufsichtsbehörde geht, gefährdet der hoch-
giftige und radioaktive Müll die Bevölkerung. 
 
Neben der katastrophalen Lagerung sind 
auch die Zugtransporte extrem gefährlich. Bei 
einem Unfall mit anschließendem Brand kön-
nen die UF6-Behälter explodieren. Und wenn 
UF6 mit Luftfeuchtigkeit in Kontakt kommt, 
entsteht Fluorwasserstoff, auch Flusssäure 
genannt. Flusssäure ist aggressiver als Salz-
säure und schon in kleinen Mengen tödlich, 
wenn sie über die Atemwege oder die Haut 
aufgenommen wird. Da Flusssäure ab einer 
bestimmten Konzentration in den gasför-
migen Zustand übergeht, könnte sie sich 
bei einem Unfall in der Umgebung verteilen 
und würde vor allem über die Atemwege 
aufgenommen. Die UF6-Transporte führen 
durch dicht besiedelte Gebiete zu Hauptver-
kehrszeiten – eine Gefährdung der Bevölke-
rung auch entlang der Transportstrecke in 
Deutschland.
Nach unabhängigen Schätzungen würden 
sich die Produktionskosten der Urenco 
verfünffachen, wenn sie ihren Atommüll 
in Deutschland lagern müsste.

11
 So bleibt 

Urenco auf dem Weltmarkt wettbewerbsfähig, 
während in Russland die strahlenden Müll-
berge wachsen.

Proteste gegen Urenco und E.ON: Mittlerweile 
wehren sich die Menschen in Russland gegen 
das Geschäft mit dem Uranmüll. Zum 20. 
Jahrestag von Tschernobyl fanden im April 
2006 in 12 russischen Großstädten Proteste 
gegen den Import von Atommüll statt. Im 
Oktober 2006 demonstrierten russische und 
deutsche Atomkraftgegner vor der deutschen 
Botschaft in Moskau und im März 2007 
nahmen russische Atomkraftgegner an einer 
Kundgebung vor der E.ON-Zentrale in Düssel-
dorf teil. Im Oktober 2007 demonstrierten in 
St. Petersburg Umweltschützer trotz Verbots 
durch die Behörden gegen die Ankunft 
eines Uranschiffs, genau wie im Januar und 
März 2008.

12 
„Nach russischem Gesetz ist es 

verboten, Atommüll ins Land zu bringen“, 
erklärt Vladimir Slivyak von der Umweltor-
ganisation Ecodefense. „Trotzdem nutzt die 
Urenco die poststalinistischen Strukturen in 
den geschlossenen Atomstädten, um weiter 
ihr dreckiges Geschäft zu betreiben.“

Und mittendrin im dreckigen Geschäft ist 
E.ON. Auf der Jahreshauptversammlung in 
Essen 2007 erklärte E.ON-Chef Bernotat: 
„Wir kennen Russland seit langem sehr gut 
und haben vielfältige Beziehungen mit dem 
Land.“ Schlüsselfigur ist dabei der ehemalige 
E.ON-Vorstand und Ruhrgas-Chef Burckhard 
Bergmann. Er saß bis März 2008 im Direk-
torium von Gazprom, zeitgleich ist er Ho-
norarkonsul der Russischen Föderation. Die 
Adresse des Konsulats: Düsseldorf, Eon-Platz 
1. In Nordrhein-Westfalen ist die E.ON-Zentra-
le sogar die offizielle Außenstelle des Kreml. 
Den Preis für diese Symbiose zahlen die 
Menschen in den Atomstädten Russlands.

„Nach russischem 
Gesetz ist es verbo-
ten, Atommüll ins 
Land zu bringen“, 
erklärt Vladimir 
Slivyak von der 
Umweltorganisation 
Ecodefense. „Trotz-
dem nutzt die Urenco 
die poststalinisti-
schen Strukturen in 
den geschlossenen 
Atomstädten, um 
weiter ihr dreckiges 
Geschäft zu betrei-
ben.“

NOVOURALSK

SEVERKS

ZELENOGORSK

ANGARSK

Urencos Urantransporte nach Russland

St. PETERSBURG
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Zwischenlager Ahaus
Auch an der Atommülllagerung in Deutsch-
land verdient E.ON sein Geld. Über die 
Gesellschaft für Nuklearservice (GNS) mit Sitz 
in Essen ist E.ON der größte private Anteil-
seigner am Zwischenlager Ahaus. Dort lagern 
u. a. die Graphitkugeln aus dem stillgelegten 
Pannenreaktor in Hamm-Uentrop, sechs 
Castor-Behälter aus Gundremmingen und 
Neckarwestheim sowie 18 Castor-Behälter 
aus dem ehemaligen DDR-Forschungsreaktor 
Dresden-Rossendorf. Damit steht die Lager-
halle noch zu 90 Prozent leer. 

Nach heutigen Sicherheitskriterien würde das 
Atommülllager Ahaus nicht mehr genehmigt 
werden, da es z. B. keinen Flugzeugabsturz 
aushält. Dennoch pochen die Anteilseigner 
aus der Atomwirtschaft – allen voran E.ON 
– auf weitere Einlagerungen. So sollen ab 
2009 aus der französischen Plutoniumfabrik 
La Hague rund 150 Großbehälter mit hoch 
verstrahltem Atommüll nach Ahaus gebracht 
werden. Außerdem sollen stark verstrahlte 
Anlagenteile aus stillgelegten Atomkraftwer-
ken „unverpackt bzw. in Folie verpackt“

13
  

nach Ahaus gebracht werden. Im Klartext: 
E.ON und die anderen Atomkonzerne würden 
auf jeden äußeren Schutz gegen die radioak-
tive Strahlung verzichten.

Bis 2007 besaß E.ON auch über die RAG/
STEAG Anteile am Zwischenlager Ahaus. Di-

ese Anteile sind auf die neue Evonik Energy 
Services übergegangen, eine Firma, die mit 
dem Anlagenbau für Atomkraftwerke weltweit 
wirbt.

14
 Der Mutterkonzern Evonik gehört bis 

zum geplanten Börsengang der RAG-Stiftung, 
in dessen Leitungskuratorium der Bund, die 
Länder NRW und Saarland sowie die IG BCE 
angehören.

15
 Hat E.ON damit seinen Ein-

fluss auf RAG/STEAG bzw. Evonik verloren? 
Nein, denn die neuen Anteilseigner machten 
E.ON-Aufsichtsratschef Ulrich Hartmann zum 
neuen Vorsitzenden des RAG-Kuratoriums. So 
kann E.ON dafür sorgen, dass auch weiterhin 
Atomtransporte nach Ahaus rollen, obwohl 
die Endlagerung des Atommülls immer noch 
völlig ungeklärt ist.

Doch in Ahaus wie in Gorleben regt sich 
seit vielen Jahren entschiedener Widerstand 
gegen diesen Atommülltourismus quer durch 
Deutschland und Europa. „Wer nicht mal die 
Entsorgung des Atommülls im Griff hat, sollte 
seine Konsequenzen ziehen, statt unbeirrt 
auf den Ausbau der Atomenergie zu setzen“, 
sagt Heffa Schücking von urgewald.
  
E wie – Expansion
„Wir wollen den Ausbau der Kernenergie in 
Europa.“

16 
Sagt E.ON Chef Wulf Bernotat und 

setzt alles daran, diesen Worten Taten folgen 
zu lassen. Zum Beispiel in Finnland, wo der 
Konzern im Mai 2007 mit seinen Neubauplä-
nen am Stadtrat von Loviisa scheiterte.

Finnland: Alles andere als „atomfreundlich“
Die Konzerntochter E.ON Suomi wollte hier 
112 Hektar Land kaufen, um ein Atomkraft-
werk zu errichten. Die Fläche hielt jedoch 
nicht den vorgeschriebenen Sicherheitsab-
stand zu Siedlungen ein und 16 der 27 Stadt-
ratsvertreter stimmten gegen den Verkauf. 

Damit gab E.ON sich nicht geschlagen. 
Stattdessen stieg der Konzern mit 34 Prozent 
bei der Firma Fennovoima ein, die derzeit 
vier Standorte für den AKW-Bau in Finnland 
prüft: Kristinestad, Pyhäyoki, Ruotsinpyhtää 
und Simo. In Simo hat Fennovoima bereits 
Landrechte erworben. Allerdings gibt es auch 
hier Probleme mit dem Sicherheitsabstand. 
Diesmal scheint das Unternehmen jedoch 
vorgesorgt zu haben. Der Chef der finnischen 
Atomaufsichtsbehörde erklärte, dass die 
betroffenen Dörfer einfach aus der Sicher-
heitszone ausgenommen werden. Finnische 

In Ahaus wie in 
Gorleben regt sich 
seit vielen Jahren 
entschiedener Wider-
stand gegen diesen 
Atommülltourismus 
quer durch Deutsch-
land und Europa. 
„Wer nicht mal die 
Entsorgung des 
Atommülls im Griff 
hat, sollte seine Kon-
sequenzen ziehen, 
statt unbeirrt auf den 
Ausbau der Atome-
nergie zu setzen“, 
sagt Heffa Schücking 
von urgewald.

Atom

Auch in Deutschland stellen die Urenco-Transporte eine unkalku-
lierbare Gefahr dar. Die mit Uranfässern beladenen Züge passieren 
z.B. auch den Münsteraner Hauptbahnhof. Bei einem Unfall müssten 
große Teile der Stadt evakuiert werden. Foto: AntiAtomAktuell
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Umweltschützer bezeichnen dies als zynisch 
und unverantwortlich. 
Am möglichen Standort Ruotsinpyhtää hat 
Fennovoima ebenfalls bereits Landrechte für 
den Bau erworben. Dieser Standort befindet 
sich jedoch in der Nähe der beiden existie-
renden Atomkraftwerke Loviisa 1 und 2, ein 
dritter Reaktor ist dort in Planung, so dass 
die Abwärme aus vier AKW voraussichtlich zu 
viel Warmwasser für eine Region bedeutet.

In Pyhäyoki besuchten Grundstücksbesit-
zer erbost das Fennovoima-Büro, nachdem 
Gerüchte laut wurden, dass Fennovoima hier 
bauen wolle. Die betroffenen Grundstück-
besitzer machten klar, dass sie ihre Flächen 
nicht zu verkaufen gedenken, befürchten 
aber, dass Fennovoima ein Enteignungsver-
fahren anstrengen könnte. 

Besonders entschlossen ist der Widerstand 
in Kristinestad. Dort hat eine überwälti-
gende Mehrheit der betroffenen Landbesitzer 
erklärt, dass sie ihr Land nicht verkaufen 
wollen. Es gab zwei Demonstrationen gegen 
das Vorhaben und an der öffentlichen An-
hörung im Februar 2008 nahmen Hunderte 
von empörten Bürgern teil. Fennovoimas 
Konzept, dass die Leute brav der Unterneh-
menspräsentation zuhören und das Atom-
kraftwerk gutheißen sollten, ging nicht auf. 
Teilnehmer beschreiben die Anhörung eher 
wie die Fankurve in einem Fußballspiel. 
Eine verschwindende Minderheit sprach sich 
für die Baupläne aus. „Der Rest sagte im 
Wesentlichen: Wir verkaufen kein Land an 
Fennovoima, packt Eure Koffer und geht nach 
Hause“, berichtet die Finnin Ulla Klotzer von 
den Frauen gegen Atomkraft. Offenbar sind 
selbst im „atomfreundlichen“ Finnland E.ONs 
nukleare Expansionspläne nicht einfach zu 
verwirklichen. 

Großbritannien: Atomkraft ist wieder in
Seitdem die britische Regierung im Januar 
2008 den Plan enthüllte, neue Atomanlagen 
errichten zu lassen, ist auch Großbritannien 
ein Hoffnungsträger der Atomindustrie. Die 
Regierung will so die Abhängigkeit von Ölim-
porten vermindern und ihre Klimaziele errei-
chen. Greenpeace warnt jedoch, dass neue 
Atomreaktoren die CO2-Emissionen Groß-
britanniens nach 2025 nur um vier Prozent 
senken würden, was zu wenig und zu spät 
für ernsthafte Klimaschutzaktivitäten sei.

17
  

Laut Regierung sollen private Betreiber die 
neuen AKW bauen und vollständig die Bau- 
und Stilllegungskosten sowie die Abfall-
entsorgung tragen. Bereits Ende März warnte 
ein Regierungsberater, dass die „Androhung“ 
eines ehrlichen wirtschaftlichen Preises 
für die Atommüll-Entsorgung das Ende der 
neuen Reaktoren bedeuten werde. Eine 
Kostenanalyse zeige, dass schon die Preise, 
die aktuell in Sellafield für die Lagerung 
radioaktiven Abfalls bezahlt werden, so hoch 
sind, dass sie zukünftige Investoren abschre-
cken würden. Einzig mögliche Lösung: die 
Regierung sichert einen Maximalpreis zu, der 
bei 6 bis 12 Prozent der realen Kosten liegt. 
Greenpeace weist korrekterweise darauf hin, 
dass ein solcher Festpreis nur auf Kosten der 
britischen Steuerzahler möglich sei.

18
  

Klar scheint zu sein, dass der Energiekon-
zern British Energy neue Reaktoren definitiv 
nicht allein bauen wird. Neben dem franzö-
sischen Energieversorger EdF interessieren 
sich E.ON und RWE für eine Investition in 
neue Kraftwerke in Großbritannien. Die 
britische Regierung hat E.ON und Co. dazu 
aufgefordert, Angebote für ein „modernes 
Design“ abzugeben, so ein E.ON-Sprecher. 
Dabei stellt E.ON UK seinen Einfluss auf die 
Regierung über seinen Vorstand Paul Golby 
sicher, der im „Energy Research Partnership“ 
sitzt, einem hochrangigen Beratungsgremium 
der britischen Regierung.

Schülerdemonstration in Tuzla, Bosnien. Auch in Osteuropa 
wehren sich viele Menschen gegen eine Renaissance der Atomkraft. 
Foto: CEE-Bankwatch
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Juni 2006: Protest vor der Aktionärsversammlung der Deutschen 
Bank. Nachdem auch viele Kunden mit der Kündigung ihres Kon-
tos drohten, zog die Deutsche Bank ihr Finanzierungsangebot für 
das Belene-Projekt zurück. Elf weitere Banken erteilten dem Projekt 
ebenfalls eine Abfuhr. Foto: urgewald
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E.ON hat Erfahrungen im Geschäft mit den 
Briten: bis die Transporte sowohl nach Sell-
afield als auch nach La Hague 2005 verbo-
ten wurden, hat der Konzern abgebrannte 
Brennelemente u. a. aus dem Kernkraftwerk 
Isar I und II nach Sellafield transportieren 
lassen. Dabei ist dieser Nuklearkomplex eine 
der größten atomaren Dreckschleudern welt-
weit. Zuletzt wurde im April 2005 ein Leck 
entdeckt, durch das etwa 83.000 Liter einer 
hoch radioaktiven Flüssigkeit aus Schwe-
felsäure, Uran und Plutonium über Monate 
unbemerkt entweichen konnten. Teile der 
Anlage sind nach Betreiberangaben schwer 
kontaminiert.
 
Bulgarien: Investitionen auf wackligem Grund
Neben Großbritannien konzentriert sich 
E.ONs Interesse vor allem auf die ehema-
ligen Ostblockstaaten. Auf der E.ON-Akti-
onärsversammlung im Mai 2007 kündigte 
Vorstandsvorsitzender Bernotat an, dass man 
hier durch neue Investitionen den Anteil des 
Atomstroms auf 40 Prozent erhöhen wolle. 
Damit anfangen möchte E.ON in Bulgarien. 
Denn im Norden des Landes, nahe der Stadt 
Belene, plant die bulgarische Regierung 
den Bau von zwei 1000 MW Atomreaktoren. 
Dagegen regt sich vor Ort viel Widerstand, 
denn die Gegend ist sehr erdbebengefähr-
det: In nur 14 Kilometer Entfernung vom 

geplanten Reaktorstandort starben 1977 
beim letzten Beben 120 Menschen. E.ON 
scheint sich jedoch weder an den Erdbeben-
risiken noch an der Tatsache zu stören, dass 
hier Atomreaktoren russischer Machart mit 
bisher unerprobtem Design gebaut werden 
sollen. Der bulgarische Energieversorger hat 
den Bauauftrag nämlich an den russischen 
Konzern Atomstroyexport vergeben und 
das gewählte Design AES 92 besteht aus 
zwei WWER 1000/466B Reaktoren, für die 
es bislang weder Sicherheitsanalysen noch 
Betriebserfahrung gibt.
Das Belene-Projekt hat eine lange wech-
selhafte Geschichte. Nach den ersten Pla-
nungen Anfang der achtziger Jahre warnten 
sowjetische Wissenschaftler bereits vor den 
seismischen Risiken des Standorts. Trotzdem 
wurde 1985 der Bau aufgenommen. Wegen 
der Sicherheitsbedenken ist das Vorhaben 
jedoch Anfang der neunziger Jahre offiziell 
beendet worden. Belebungsversuche im 
Jahr 1997 scheiterten, als das bulgarische 
Kabinett feststellte, dass Belene „technisch 
unsicher und wirtschaftlich untragbar“ sei. 
2002 wechselten die politischen Mehrheiten 
und Belene wurde erneut aus der Mottenki-
ste geholt. Eine breite Koalition von Umwelt-
organisationen kämpft nun seit Jahren gegen 
das Projekt.

Protest kommt jedoch nicht nur aus der 
Zivilgesellschaft. Auch der ehemalige Leiter 
der bulgarischen Atomaufsicht, Dr. Gueor-
gui Kastchiev, ist der Meinung, dass „das 
Atomkraftwerk Belene so schnell wie möglich 
gestoppt werden muss.“ Zu den Problemen 
gehören der unsichere Standort, Designpro-
bleme, Mangel an qualifiziertem Personal, 
eine mangelhafte Sicherheitskultur, gra-
vierende Schwächen bei der bulgarischen 
Atomaufsicht sowie die fehlende Strategie 
zur Entsorgung des atomaren Abfalls.

Da die großen Sicherheitsbedenken eine 
Finanzierung des Projekts schwierig machen, 
sollen nun strategische Investoren die nö-
tigen Gelder einbringen, um das Atomkraft-
werk bauen zu können. Denn internationale 
Banken sind bisher nicht bereit gewesen, 
größere Geldsummen für Belene zur Verfü-
gung zu stellen. E.ON gehört mit RWE und 
drei weiteren Energieunternehmen (Tsche-
chiens CEZ, Italiens Enel und die französisch-
belgische Elektrabel) zu den Firmen, die sich 

Das Belene-Projekt 
hat eine lange wech-
selhafte Geschichte. 
Nach den ersten 
Planungen Anfang 
der achtziger Jahre 
warnten sowjetische 
Wissenschaftler 
bereits vor den seis-
mischen Risiken des 
Standorts.

Atom

Die bulgarische Umweltpreisträgerin Albena Simeonova sieht 
in Belene „eine Bedrohung für die Gesundheit und Sicherheit 
von Millionen von Menschen.“ Weder Morddrohungen noch andere 
Einschüchterungsversuche haben sie davon abhalten können, in 
ihrer Heimat den Widerstand gegen das Projekt zu organisieren. 
Foto: urgewald
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um die Position als strategischer Investor für 
Belene bewerben. Letzte Gerüchte besa-
gen, dass RWE und Elektrabel die größten 
Aussichten haben, 49 Prozent der Anteile am 
Projekt zu übernehmen. Im Gespräch ist da-
bei immer noch, ob die „Gewinnerfirma“ mit 
einem der Konkurrenten zusammen geht. So 
könnte E.ON nach wie vor bei dem verant-
wortungslosen Geschäft mitmachen.

Slowakei: keine Sicherheitskultur 
Als weiteres Investitionsziel im Osten bietet 
sich die Slowakei an. Im März 2007 erklärte 
der slowakische Premierminister Robert Fico, 
dass seine Regierung neben dem Bau von 
zwei weiteren Atomreaktoren am Standort 
Mochovce auch im westslowakischen Bohuni-
ce ein neues Atomkraftwerk bauen will. E.ON 
sei hierfür der wichtigste Kandidat.

19 
Slowa-

kische Medien berichten, dass E.ON und die 
slowakische Regierung vereinbart haben, die 
technischen Aspekte des Projektes zu prüfen, 
wozu Kapazität des AKW, Zusammenarbeit 
zwischen Regierung und Investoren und die 
Finanzierung des Projektes gehören. E.ON er-
klärte, als drittgrößter Atomenergieproduzent 
weltweit sei der Konzern hervorragend geeig-
net, ein AKW in der Slowakei zu betreiben.

20

Bei einem Neubau in Bohunice geht es vor 
allem darum, Überkapazitäten für den Export 
zu schaffen, mit Deutschland als wahrschein-
lichstem Abnehmer. Die Slowakei produziert 
aktuell etwa die Hälfte ihres Stroms in Atom-
kraftwerken, der slowakische Netzbetreiber 
SEPS (Slovak Transmission Grid Operator) 
hat im April 2007 deshalb den Bedarf nach 
zusätzlichen Atomreaktoren in Frage gestellt 
und erklärt, dass flexible Stromprodukti-
onskapazitäten für die Stabilität des Netzes 
wichtiger seien.

21
  

Für Investoren in neue Atomkraftwerke sind 
die Bedingungen in der Slowakei traumhaft. 
Es gibt zwar einen Stilllegungsfonds, in den 
Betreiber von AKW einzahlen müssen. Dieser 
wies jedoch im Jahr 2004 bereits ein Defizit 
von 500 Millionen Euro auf. Statt Maßnah-
men zu ergreifen, das Defizit aufzufüllen, 
haben slowakische Regierung und Parlament 
2006 das Gesetz dahingehend geändert, 
dass die verpflichtenden Zahlungen für den 
Stilllegungsfonds gesenkt wurden.

22 
Dies 

führt dazu, dass die notwendigen Kosten am 
Ende von der Öffentlichkeit gezahlt werden 
müssen. Eine weitere Subventionierung liegt 
in einer mehrjährigen Steuerbefreiung, wie 

sie der slowakische Staat bereits für Mochov-
ce 3 und 4 verspricht.

Es liegt auf der Hand warum E.ON besonders 
an Geschäften in Osteuropa interessiert ist. 
Denn wo die Sicherheitskultur und recht-
lichen Rahmenbedingungen denkbar schwach 
sind, lassen sich die besten Geschäfte 
machen. Während Atomkraftwerksbetreiber 
in Deutschland im Falle eines Super-GAU mit 
einer Summe von 2,5 Milliarden Euro haften, 
gilt etwa in Bulgarien nur eine Haftungsober-
grenze von  80 Millionen Euro. Dabei decken 
laut IPPNW selbst die 2,5 Milliarden weniger 
als 0,1 Prozent der zu erwartenden Sach- und 
Vermögensschäden im Fall einer atomaren 
Katastrophe.
Attraktiv an Osteuropa ist der Mangel an 
Regulierung, die Schwäche der Aufsichtsbe-
hörden sowie die Tatsache, dass hier keine 
kostspieligen Anforderungen für Atommül-
lentsorgung, Sicherheit und Kraftwerksrück-
bau gestellt werden. Zudem kann E.ON mit 
dem Bau von riesigen Atommeilern sich dort 
schnell eine Monopolstellung sichern. 
„Wir sind keine Bürger zweiter Klasse und 
wollen unsere Zukunft nicht durch E.ONs 
Atomambitionen gefährden lassen“, sagt 
Albena Simeonova von der Koalition Bele-
NE! (Nein zu Belene). „Es ist eine Schande, 
dass der Konzern bei uns in Atomkraftwerke 
investieren will, die in Deutschland niemals 
genehmigt würden.“
 

„Wir sind keine Bür-
ger zweiter Klasse 
und wollen unsere 
Zukunft nicht durch 
E.ONs Atomambi-
tionen gefährden 
lassen“, sagt Albena 
Simeonova von der 
Koalition BeleNE! 
(Nein zu Belene). 
„Es ist eine Schande, 
dass der Konzern 
bei uns in Atomkraft-
werke investieren 
will, die in Deutsch-
land niemals geneh-
migt würden.“

1   Wulf Bernotat, Vorstandsvorsitzender E.ON, SZ 20.7.2007
2  Pressemitteilung des Deutschen Atomforums, 25.10.07
3  Vgl. www.bfs.de
4  Quelle: „Atomkraftwerke in Deutschland“, Greenpeace-Redaktion, 25.5.2002, www.contratom.de  
  und www.robinwood.de/german/energie/akws/
5  Die anderen zwei Drittel an der Urenco Ltd. besitzen britische und niederländische Staatsunter 
  nehmen.
6  vgl. www.ippnw-hamburg.de/2004-01.html
7  Laut E.ON-Chef Bernotat waren bis zum 3. Mai 2007 aus Gronau rund 21 000 t abgereichertes  
  UF6 abtransportiert worden. Die Urenco Ltd. insgesamt habe mehr als 80 000 t abgereichertes  
  Uran nach Russland geschickt. Seither sind allein aus Gronau vier weitere Uranmülltransporte mit  
  jeweils rund 1000 t nach Russland gebracht worden, der vorerst letzte am 5. März 2008.
8  „Nuclear Waste Transports from Germany to Russia“, Ecodefense, März 2007.
9  „Russischer Widerstand gegen Gronauer Uranmüll“, Gorleben Rundschau, Februar 2007
10 Greenpeace Russland schätzt, dass  98 Prozent des gelieferten Urans in Russland verbleiben.
11  P. Diehl: „Enrichment of Western European Depleted Uranium Tails in Russia“, August 2005
12 Vgl. www.urantransport.de, www.bellona.org
13 Schreiben der Bezirksregierung Münster an die UWG Ahaus v. 19. Dezember 2006. Potenzielle  
  „Absender“ für Ahaus sind die stillgelegten NRW-Reaktoren Jülich, Hamm-Uentrop und 
  Würgassen.
14 Vgl. www.evonik.de, www.steag-encotec.de
15 Vgl. www.rag-stiftung.de. Langfristig sollen rund 25% der Evonik-Anteile im Besitz der RAG-
  Stiftung bleiben, also von Bund, Land und Gewerkschaft kontrolliert werden.
16 Essen, 3. Mai 2007
17 „Government‘s decision on new nuclear power stations: Greenpeace reaction“, www.greenpeace. 
  org.uk, 8.1.2008
18 „Waste cost threat to nuclear plans“ Financial Times 27.3.2008
19 „E.ON to build a new nuclear power station“, Trend, 21.3.2007
20 „E.ON to build power plant in Jaslovské Bohunice?“ The Slovak Spectator, 2.4.2007
21 „Sancu stavat elektráren nezíska kazdy“ Pravda 21.4.2007
22 „Economy of Mohovce 3 and 4 reactors in Slovakia in the light of potential state-aid and other  
  benefits“ Briefing Sheet WISE CZ/Greenpeace, April 2007



�� URGEWALD

Fo
to

: 
B
ür

ge
ri
ni

ti
at

iv
e 

„S
to

pp
 S

ta
ud

in
ge

r“



��DIE GESCHÄFTE VON E.ON �007/�008

Die Geschäfte von E.ON 2007/2008

E.ON produziert 37 Prozent seines Stroms aus Kohle und betreibt in 

Deutschland 20 Steinkohleblöcke und drei Braunkohlekraftwerke. Dazu 

kommen zahlreiche Beteiligungen im Ausland. Neubauprojekte drohen an 

Protesten und Widerstand der Bevölkerung zu scheitern. 

Kohle
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E.ON produziert 37 Prozent seines Stromes 
aus Kohle und betreibt in Deutschland der-
zeit 20 Steinkohleblöcke und drei Braunkoh-
lekraftwerke sowie fünf Steinkohleblöcke in 
Großbritannien und den Niederlanden. Dazu 
kommen zahlreiche Beteiligungen wie etwa 
in USA, wo E.ON US-Midwest 97 Prozent 
seines Stroms mit Steinkohlekraftwerken 
erzeugt. 

In der Öffentlichkeit versucht sich E.ON als 
Klimaschützer darzustellen. In der Pra-
xis will der Konzern jedoch nicht von der 
klimaschädlichen Kohle  lassen und plant 
sogar acht neue Kohlekraftwerke in Europa 
und Russland. Doch die Neubaupläne stoßen 
allerorts auf Widerstand der Bevölkerung, 
Umweltschützer und Kommunalpolitiker. Von 
vier deutschen Steinkohleprojekten in der 
E.ON-Schublade sind deshalb nur noch zwei 
sicher: die Standorte Datteln und Wilhelms-
haven. Staudinger „hängt“, so ein E.ON-
Sprecher, und Kiel wurde ganz zurückgestellt. 
Andere Standorte wie Stade werden noch 
geprüft.

Im Ausland will E.ON u.a. vier neue Steinkoh-
leblöcke in Belgien, Großbritannien und den 
Niederlanden bauen. Auch dort muss E.ON 
mit Klagen, Demonstrationen und Verzöge-
rungen umgehen. In Kingsnorth/Kent ist der 
Protest besonders stark – schließlich wäre 
der E.ON-Neubau das erste genehmigte Koh-
lekraftwerk in Großbritannien seit 30 Jahren. 
Somit läutet E.ON auf der Insel die Ruß-Re-
naissance ein und schreibt zeitgleich in sei-

nem aktuellen Geschäftsbericht, die „Reduk-
tion der CO2-Emissionen zur Bewältigung der 
Herausforderungen des Klimawandels“ sei 
Ziel (!) bei der Errichtung neuer Kraftwerke in 
Großbritannien.

2 
Daneben ein Foto des neuen 

Biomasse-Kraftwerks im schottischen Locker-
bie, kein rauchender Kohle-Schlot.

Steinzeittechnologie
Beispiel Datteln: Hier will E.ON den weltweit 
größten Kohlekraftwerksblock bauen. Das 
alte Steinkohlekraftwerk bei Dortmund ist 
40 Jahre alt. Es soll durch ein Neues ersetzt 
werden, das mit 1.100 Megawatt drei Mal 
mehr Leistung bringt. Das bedeutet: Mehr 
Feinstaub, mehr Quecksilberemissionen und 
mehr Treibhausgase. Acht Millionen Tonnen 
CO2 wird das Mammutprojekt pro Jahr aus-
stoßen.

Die 1,2 Milliarden Euro teure Anlage soll 2012 
in Betrieb gehen. Mit einem Wirkungsgrad 
von 45 Prozent diene sie als „Mutterpause“ 
für weitere Kraftwerksbauten in Deutschland, 
so E.ON. Allein in den kommenden 15 Jahren 
sollen 4500 Megawatt Kraftwerksleistung 
ersetzt werden. Carsten Stäblein, Geschäfts-
führer von E.ON Kraftwerke, forderte die Bun-
desregierung auf, für Rahmenbedingungen 
zu sorgen, um die Milliardeninvestitionen in 
neue Kraftwerke „für mindestens 40 Jahre“ 
abzusichern. Es dürfe keine Verschärfung der 
Umweltrichtlinien für den deutschen Kraft-
werkspark geben. „Während der CO2 Anstieg 
bereits die schlimmsten Erwartungen des 
Weltklimarats übersteigt, will E.ON möglichst 
ungestört weiter am Klimawandel basteln,“ 
sagt Regine Richter, Energieexpertin bei 
urgewald. 

26 neue Kohlekraftwerke wollen die Stromkonzerne in Deutschland bauen.1 
Sieben sind bereits genehmigt und teilweise im Bau, darunter das E.ON-
Kraftwerk Datteln in Nordrhein-Westfalen. Für das Klima sind die Neubauplä-
ne der Stromkonzerne Gift. Die Kohleverfeuerung verursacht allein rund 40 
Prozent der globalen CO2-Emmissionen durch Energieträger.  Dabei warnen 
Wissenschaftler vor einer Katastrophe apokalyptischen Ausmaßes, wenn der 
Ausstoß des Treibhausgases nicht schnell und wirksam gebremst wird.  

„Kohlekraftwerke bleiben unverzichtbar.“
Wulf Bernotat, Vorstandsvorsitzender E.ON, Dezember 2007

Kohle



E.ON lobt sich für die Steigerung der Effizi-
enz der neuen Technik, doch selbst die mo-
dernsten Kohlekraftwerke lassen immer noch 
mehr als die Hälfte der Energie ungenutzt in 
die Luft entweichen. Kostbare Energie, die 
klimaschädlich vergeudet wird. 1550 Liter 
Kühlwasser braucht die Anlage stündlich, 
das sind 1250 Kubikmeter Dunst pro Stunde 
– 24 Stunden am Tag. Im Vergleich zu einem 
Gas- und Dampfturbinen-Kraftwerk (GuD) 
produziert das neue Kohlekraftwerk fast das 
Doppelte an Kohlendioxid, das Dreifache
an Stickoxiden und das 700fache an Schwe-
feldioxid.

Die Anwohner wehren sich gegen den gigan-
tischen Neubau vor ihrer Haustür mit einem 
Kühlturm, der doppelt so hoch wie der 
Kölner Dom werden soll. Der BUND NRW hat 
Klage eingereicht.

3 
Die Grüne Liste Waltrop 

resümiert: „Die Art und Weise, wie E.ON den 
Kraftwerksneubau in Datteln angeht, deutet 
auf die bewusste Inkaufnahme der Schädi-
gung der Region, ihrer BewohnerInnen, der 
Landschaft, der Natur und des Klimas hin. 
Für E.ON geht es um die Kohle der Firma 
und der Aktionäre, nicht um die Steinkohle, 
die sie auf dem ganzen Erdball, nur nicht auf 
dem heimischen Markt, zusammenkauft.“

4

Mit neuen Arbeitsplätze auf dem heimischen 
Markt kann E.ON nicht für den Neubau 
werben: Der Konzern lässt den Großteil 
seines Kraftwerks Datteln in China zusam-
menbauen.

5 
4000 Tonnen Material für den 

Kessel werden nach Shanghai verschifft, dort 
zusammengebaut und wieder nach Deutsch-
land gebracht. Laut E.ON gibt es in Europa 
angeblich keinen kompetenten Kesselbauer. 
Nach Angaben von Hitachi Power Europe 
liegen die Kosten für diesen Mega-Transport 
bei rund 40 Millionen Euro. Umweltverbände 
schlagen Alarm. „Unter ökologischen Ge-
sichtspunkten ist das ein Wahnsinn“, sagt 
Thomas Krämerkämper vom BUND. Für Rei-
ner Priggen, den energiepolitischen Sprecher
der Grünen im Düsseldorfer Landtag, ist es 
„hochgradig unvernünftig, solche Kessel quer 
durch die ganze Welt zu schicken.“ 

Beispiel Wilhelmshaven: Hier will E.ON das 
modernste Kohlekraftwerk der Welt bauen, 
ein so genanntes „50plus“ mit knapp über 
50 Prozent Energieeffizienz. Für den Kon-
zern „das Leuchtturmprojekt“ der Initiative 
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Innovate.on, für die Kritiker eine Milliarde 
Euro, die an der falschen Stelle ausgegeben 
werden.
Nach Angaben E.ONs wird Wilhelmshaven 
wie angeblich jedes neue Kohlekraftwerk des 
Konzerns „capture ready“ sein. Das bedeu-
tet, dass der Bau für eine nachträgliche In-
stallation von Anlagen zur CO2-Abscheidung 
und -Speicherung vorbereitet sein soll. Der 
Begriff ist allerdings sehr ungenau, schließ-
lich befindet sich diese Technologie bisher 
erst in der Forschungs- und Entwicklungs-
phase.

6 
Gegenwärtig gibt es weltweit kein 

einziges CCS-Kraftwerk und es ist ausgespro-
chen fraglich, ob die Technologie ab 2020 in 
Deutschland zur Verfügung steht und darüber 
hinaus Strom zu wettbewerbsfähigen Preisen 
produzieren kann. Den Erneuerbaren wird ein 
großes Kostensenkungspotenzial nachgesagt, 
während die CCS-Technologie die Strom-
produktion aus fossilen Energien massiv 
verteuern wird.

7 
Denn, so paradox es klingt, 

die CO2-Abscheidung wird die Treibhausgas-
Produktion stark erhöhen, weil der Wirkungs-
grad sinkt. Für Wilhelmshaven hieße es dann 
statt „50plus“ „40minus“. Innovation auf nur 
niedrigem Niveau.  

„Die Art und Wei-
se, wie E.ON den 
Kraftwerksneubau 
in Datteln angeht, 
deutet auf die be-
wusste Inkaufnahme 
der Schädigung der 
Region, ihrer Bewoh-
nerInnen, der Land-
schaft, der Natur und 
des Klimas hin.“ 

Das E.ON Kohlekraftwerk Ratcliffe-on-Soar ist einer der größten 
Treibhausemittenten Großbritanniens. Während der letzten zwei Jahre 
blockierten Umweltschützer wiederholt das Kraftwerk. 
Foto: A. Weller, archimage
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Widerstand
Bis Ende 2007 sind zahlreiche Kraftwerks-
projekte gestoppt worden. Zuletzt verschob 
Evonik den Bau ihres Steinkohlekraftwerks 
Herne 5.

8 
Und RWE musste ein Großprojekt 

im saarländischen Flecken Ensdorf nach 
massiven Protesten der Bevölkerung aufge-
ben. In einer Bürgerbefragung hatten sich 70 
Prozent gegen das Projekt ausgesprochen. 

Die Erweiterungspläne für das E.on-Kraftwerk 
Staudinger in Großkrotzenburg sind dank 
massiver Proteste erstmal auf Eis gelegt 
worden. E.ON wollte in den neuen Steinkoh-
leblock 1,2 Milliarden Euro investieren, die 
Anlage sollte 2012 ans Netz gehen. Bernotat, 
der bemängelt, dass die „Kohle ins klima-
politische Abseits geredet“ werde,  erklärte 
am Rande der Energiekonferenz in Essen im 
Winter 2008 gegenüber Journalisten, dass 
sein Unternehmen gegen den Willen der 
Bevölkerung an dem hessischen Standort 
keinen neuen Steinkohleblock errichten wer-
de. E.ON könne schließlich auch im Ausland 
neue Kraftwerke errichten. Bernotat wörtlich: 
„Wenn die Bürger es nicht wollen, werden 
wir es nicht bauen.“ Wie Herr Bernotat mit 
Protesten in England, Belgien und den Nie-
derlanden umgehen will, hat er jedoch nicht 
verraten.

Stromlücke – e wie erfunden?
Die Gründung zahlreicher Bürgerinitiativen 
gegen neue Kohlekraftwerke verursacht 
Missfallen bei den großen Stromerzeugern. 
Ihre Drohungen sind immer und überall die 
gleichen: Wenn keine neuen Kohlekraftwerke 
gebaut werden, folgen Engpässe und Black-
outs. Der Strom werde knapp, weil angeblich 
Kraftwerke fehlen. 

In Wahrheit wird mehr Strom in Deutschland 
erzeugt als verbraucht, obwohl mehrere 
Kernkraftwerke vom Netz gingen: Das AKW 
Stade wurde 2003 stillgelegt, das AKW Ob-
righeim 2005. Die Atomblöcke Biblis A und 
B fielen 2006 aus. Seit Sommer 2007 liefern 
die Störreaktoren Krümmel und Brunsbüttel 
keinen Strom mehr. Stromnotstand? Von 
wegen. 2007 verzeichnete Deutschland einen 
Exportüberschuss von 19 Terawattstunden, 
das entspricht etwa der Stromproduktion von 
fünf großen Kohleblöcken mit einer Leistung 
von insgesamt 4.000 Megawatt.

Warum soll die Situation enger werden, 
obwohl Deutschland so viel Strom exportiert 
wie selten zuvor? Gerade Frankreich, wo 
Atomkraftwerke in heißen Sommern Kühlwas-
serprobleme haben, kauft saisonal auf dem 
deutschen Markt. Strom für das Ausland – für 
die Anwohner von Datteln und Co. ein Grund 
mehr, den Dreck aus den großen Kohlekraft-
werken nicht vor ihrer Haustür zu dulden.
 
Für den Präsidenten des Bundesamtes für 
Strahlenschutz, Wolfram König, ist die Panik-
mache nur ein „interessengeleiteter Alarm-
ruf“. Hier stünden nur kurzfristige ökono-
mische Interessen im Vordergrund, nicht die 
mittel- und langfristige Versorgungssicher-
heit. Professor Uwe Leprich von der Tech-
nischen Hochschule des Saarlands bestätigt 
dies und fordert „einen radikalen Strate-
giewechsel hin zu dezentralen Anlagen mit 
hohen Wirkungsgraden. Wir müssen Strom 
und Wärme gleichzeitig nutzen.“ Auch das 
Umweltbundesamt schließt eine Stromlücke 
bis 2020 aus, sofern die Bundesregierung 
die im letzen Jahr festgelegten Klimaziele 
umsetzt. Die aktuelle Studie des UBA setzt 
bei ihrem Szenario voraus, dass der Atom-
ausstieg nicht rückgängig gemacht wird und 
dass keine zusätzlichen Kohlekraftwerke über 
die heute schon im Bau befindlichen hinaus 
gebaut werden.

9

“Ich verstehe nicht, warum junge Leute nicht Bauplätze 
umzingeln und Bulldozer blockieren, um den Bau von neuen 
Kohlekraftwerken zu verhindern.”
Al Gore, 2007

Kohle

Demonstration gegen den neuen Steinkohlekraftwerksblock Staudin-
ger. Foto: StoppStaudinger
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Sackgasse
Bernotat behauptet, dass Erneuerbare En-
ergien die Strompreise in die Höhe treiben. 
Über den Preiseffekt der Steinkohle schweigt 
er lieber, spricht nur von „höheren Beschaf-
fungskosten“. Ein Blick in die Statistik des 
Vereins der Kohleimporteure offenbart, was 
auf uns zukommen könnte. Demnach sind 
von Januar 2007 bis März 2008 die Preise 
für Steinkohle von 77,83 auf 170,5  US-Dol-
lar pro Tonne gestiegen, um mehr als das 
Doppelte.

10 
Der Preis steigt von Monat zu 

Monat weiter. Besonders in China, aber auch 
in Indien und den USA nimmt der Kohlever-
brauch stark zu. Der deutsche Stromkunde 
merkt von dem Preisanstieg der Kohle bisher 
wenig, da die Unternehmen über langfristige 
Lieferverträge verfügen und vom hohen Eu-
rokurs profitieren. Doch wie lange noch? Das 
Versprechen der günstigen Strompreise, die 
die neuen Kohlekraftwerke garantieren wür-
den, wird sich in Luft auflösen. Spätestens 
ab 2013 verteuert sich Kohleverstromung 
zusätzlich durch den von der Europäischen 
Union vorgeschriebenen Handel mit CO2-Zer-
tifikaten. 

Kurzfristig profitiert E.ON noch von der 
Kohle, langfristig haben alle einen Schaden 
davon: Bis zu 34 Milliarden Euro werden die 
deutschen Energiekonzerne in den nächsten 
Jahren mit CO2-Zertifikaten verdienen.

11  
E.ON 

und Co. machen Extraprofite dadurch, dass 
sie Kostenwerte für Zertifikate teilweise oder 
vollständig an die Stromkunden durchrei-
chen. Obwohl der größte Teil der Zertifikate 
immer noch verschenkt wird, rechnen sie 
den Verbrauchern so genannte Opportuni-
tätskosten an: Weil sie ihre Zertifikate für 
die Verbrennung der Kohle brauchen und 
nicht für 20 oder 30 Euro pro Tonne CO2 an 
der Strombörse verkaufen können, entgehe 
den Konzernen ein Gewinn, den sie sich von 
ihren Kunden zurück holen – so die nicht nur 
moralisch, sondern auch rechtlich umstrittene 
Profitmacherei der Energiekonzerne. Ab 2013, 
wenn die CO2-Emissionrechte wie geplant in 
der EU vollständig versteigert werden und 
die Konzerne tatsächlich für ihren immen-
sen Ausstoß an Treibhausgasen bezahlen 
müssen, sind Kohlekraftwerke nicht mehr 
wirtschaftlich. Weitere Investitionen in die 
Kohlewirtschaft sind weder ökonomisch noch 
ökologisch vertretbar, sie führen nur in die 
Sackgasse.

1   „Kohlekraftwerke in Deutschland“ (seit 2005) , DUH, Stand Feb. 2008
2  E.on Geschäftsbericht 2007, S. 102
3  Klagebegründung gegen den Planfeststellungsbeschluss unter 
  www.bund-nrw.org/kraftwerk_datteln.htm
4  www.gruene-waltrop.de
5  ddp-Meldung vom 17.1.2008
6  CCS: Carbon Dioxide Capture and Storage/Kohlendioxid-Abscheidung und –Speicherung. Eine  
  sichere Lagerung des CO2 ist nach heutigem Stand der Technik nicht gewährleistet.
7  Deutscher Bundestag Drucksache 16/5059, 20.04.2007
8  Evonik wurde 2006 als RAG Beteiligungs-AG gegründet, die den so genannten „weißen Bereich“  
  der RAG Aktiengesellschaft umfasst. Im September 2007 wurde das Unternehmen in Evonik   
  Industries AG umbenannt. Über die ehemalige STEAG, eine E.ON-Tochter, betreibt Evonik acht  
  Steinkohlekraftwerke in Deutschland. 
9 „Atomausstieg und Versorgungssicherheit“, UBA März 2008
10 Siehe Preise: www.verein-kohlenimporteure.de
11  nach Aussage von Point Carbon Advisory Service, einer weltweit führenden Informationsplatt- 
  form für Kohlenstoffmärkte. Siehe “EU ETS Phase II – The potential and scale of windfall profits  
  in the power sector report for WWF”, Point Carbon Advisory Service, März 2008

Die klimafeindliche Kohle-Strategie der Ener-
giekonzerne könnte laut DUH-Geschäftsführer 
Rainer Baake zu einem paradoxen Ergebnis 
führen: „Wenn Deutschland mit viel CO2 
relativ wenig Strom erzeugt, machen immer 
weniger zur Verfügung stehende CO2-Rechte 
in der EU den Strom erst teuer und dann 
tatsächlich knapp. Die Folge wird sein, dass 
der Druck für den Weiterbetrieb alter und 
störanfälliger Atomkraftwerke massiv steigt 
– ganz im Sinne der Betreiber.“ 

Trudel Meier-Staude von projekt21plus warnt: 
„Mit neuen Kohlekraftwerken zementieren 
E.ON und Co. über Jahrzehnte hinweg einen 
hohen und vermeidbaren CO2-Ausstoß. Wenn 
wir verhindern wollen, dass die verheerenden 
Prognosen des Weltklimarats Wirklichkeit 
werden, brauchen wir eine Umstrukturierung 
unseres Energiesystems: Weg von großen 
zentralen Kraftwerken – hin zu Dezentralität 
und Effizienz.“ 

„Wer heute noch neue Kohlekraftwerke baut, muss sich 
im Klaren sein, dass eine solche Politik uns alle langfristig 
teuer zu stehen kommt.“ 
EU-Umweltkommissar Stavros Dimas, Mai 2007
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E wie einfach wechseln

Die Zukunft beginnt mit E. Das würde E.ON-Chef Wulf Bernotat 
auch so sagen. Wir meinen aber E wie Erneuerbare Energien, En-
ergieeinsparung und Energieeffizienz – die drei Säulen für eine 
klimafreundliche Zukunft. Die Energiewende ist technologisch 
machbar. Ein energiesparender und dezentraler Energiemarkt ohne 
fossile und nukleare Brennstoffe kann weltweit dazu beitragen, 
das Problem der Rohstoffabhängigkeit, des Atommülls und nicht 
zuletzt des Klimawandels zu lösen.

Doch E.ON setzt weiter auf Atom und Kohle. Und versucht, sowohl 
die Politik zu seinen Gunsten zu beeinflussen als auch die Ver-
braucher mit dem Gespenst der Energieengpässe zu ängstigen, um 
Stimmung für Laufzeitverlängerungen und neue Kohlekraftwerke 
zu machen. So verbaut sich der Konzern mit neuen Atom- und 
Kohlekraftwerken seine Zukunft – und damit auch unsere Zukunft. 
Wo die Politik versagt, können die Verbraucher handeln: Werden 
Sie aktiv! Denn „E wie einfach“ kann auch heißen „einfach wech-
seln“. Weg von E.ON – hin zu EE.ON, zu Erneuerbaren Energien 
durch Ökostrom. 

Ökostrom wird aus Erneuerbaren Energien erzeugt. Dazu gehören 
Sonnenenergie, Windkraft, Wasserkraft, Geothermie und Biomas-
se. Auch mit Hilfe von dezentraler Kraft-Wärme-Kopplung erzeugte 
Energie zählt zum Ökostrom. Hier wird in effektiven kleinen Block-
heizkraftwerken (BHKW) Strom produziert und gleichzeitig die 
Abwärme für Heizung und Warmwasser verwendet. BHKWs nutzen 
über 90 Prozent der eingesetzten Energie, während konventionelle 
Kraftwerke meist nur einen Wirkungsgrad von durchschnittlich 30 
Prozent haben.

E wie einfach wechseln

Fazit
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Sie als Verbraucher entscheiden, wie Strom in Deutschland produ-
ziert wird. Durch die Wahl eines ökologischen und unabhängigen 
Anbieters können Sie bestimmen, dass Ihr Strom in umweltfreund-
lichen Kraftwerken entsteht. Durch Ihren Wechsel können die 
großen Energiekonzerne E.ON, RWE, EnBW und Vattenfall weniger 
Atom- und Kohlestrom verkaufen, was automatisch an der Markt-
macht des Energiekartells rüttelt. Ein guter Ökostromanbieter ist 
vollkommen unabhängig von den „großen Vier“ und investiert 
seine Einnahmen in innovative Kraftwerke mit Erneuerbaren Ener-
gien. Geben Sie Ihr Geld in die richtigen Hände, damit es für eine 
saubere Zukunft arbeitet.

Besonders effektiv ist es, wenn Sie nicht einfach sang- und klang-
los wechseln, sondern E.ON einen „Abschiedsbrief“ schreiben. 
Kritisieren Sie offen die umwelt- und klimafeindliche Kohle- und 
Atompolitik im In- und Ausland! Eine Vorlage dafür finden Sie auf 
www.urgewald.de. Wenn Sie Aktionär bei E.ON sind, erheben Sie 
Ihre Stimme und setzen sich für eine neue Energiepolitik ein!

Information und Beratung zum 
Ökostromwechsel:
www.oekostromwechsel.de   
www.atomausstieg-selber-machen.de

Elektrizitätswerke Schönau
www.ews-schoenau.de

Greenpeace Energy
www.greenpeace-energy.de

Naturstrom
www.naturstrom.de

LichtBlick
www.lichtblick.de

Diese vier Ökostromanbieter

• sind unabhängig von Kohle- und Atomwirtschaft
• investieren Geld in neue und ökologische Kraftwerke
• produzieren keinen radioaktiven Müll
• sparen mindestens zwei Drittel Treibhausgase gegenüber 
 konventionellen Anbietern ein



Wir suchen die Ursachen globaler Armut und 
Umweltzerstörung und finden sie auch in 
der deutschen Politik, Wirtschaft und Ge-
sellschaft. Wir recherchieren, wie deutsche 
Banken und Firmen zu Umweltzerstörung und 
Menschenrechtsverletzungen weltweit beitra-
gen. urgewald nennt Namen und fordert von 
Entscheidungsträgern in der Praxis nachhal-
tiges Handeln ein. 

Seit ein paar Jahren befassen wir uns inten-
siv mit der Politik der vier großen Energie-
konzerne und nehmen ihre Investitionspläne 
im In- und Ausland genauer unter die Lupe. 
2006 haben wir die Kampagne gegen den 
Bau des Atomkraftwerks Belene in Bulgarien 
gestartet. 12 internationale Banken, die an 
dem Projekt in einem Erdbebengebiet inte-
ressiert waren, zogen sich daraufhin zurück. 
Doch wer zeigt sich unbeirrbar und will bis 
heute in das Risikogeschäft investieren? E.on 
und RWE.

urgewald besucht regelmäßig die Aktionärs-
versammlungen der großen Energiekonzerne 
und macht dort auf Problembereiche auf-
merksam, die die Vorstände lieber verschwei-
gen. Wenn Sie Aktionär von E.on und
Co. sind, können Sie uns Ihre Stimmrechte 
übertragen. Wir setzen uns für eine neue En-
ergiepolitik ohne Lobbyismus, ohne Investi-
tionen in Atom und Kohle und ohne Rendite-
maximierung auf Kosten der Menschen und 
der Umwelt ein.

Unabhängige Arbeit braucht unabhängiges 
Geld. Unterstützen Sie urgewald mit einer 
Spende oder einem regelmäßigen Förder-
beitrag!

Ihr Engagement ist wichtig.

Volksbank Sassenberg
Konto 643 399 00
BLZ 412 625 01

urgewald e. V. ist als gemeinnützig und 
besonders förderungswürdig anerkannt. 
Spenden sind steuerabzugsfähig. 
 

Heffa Schücking auf der E.ON Hauptversammlung 2007

Anwalt für Umwelt und Menschenrechte

urgewald e. V.
Von Galen Str. 4
48336 Sassenberg
Tel.: 02583/1031
Fax: 02583/4220
heffa@urgewald.de
www.urgewald.de


